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Gesamte Rechtsvorschrift für Abkommen – Einkommen- und Vermögensteuern samt 
Protokoll (Dänemark), Fassung vom 22.02.2024 

Langtitel 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 
StF: BGBl. III Nr. 41/2008 (NR: GP XXIII RV 200 AB 245 S. 35. BR: AB 7782 S. 749.) 
 

Änderung 

BGBl. III Nr. 27/2010 (NR: GP XXIV RV 446 AB 505 S. 51. BR: AB 8259 S. 780.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die Mitteilungen gemäß Art. 30 Abs. 1 des Abkommens wurden am 27. März 2008 abgegeben; das 
Abkommen ist somit gemäß seinem Art. 30 Abs. 2 am selben Tag in Kraft getreten. 

Mit dem Außerkrafttreten des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem Königreich 
Dänemark zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen (BGBl. Nr. 126/1962 und 340/1968), in der Fassung des Protokolls vom 29. Oktober 1970 
(BGBl. Nr. 20/1972), verliert auch die auf diesen beruhende Vereinbarung zwischen dem Bundesminister 
für Finanzen der Republik Österreich und dem Königlich Dänischen Finanzministerium über die 
Durchführung der Entlastung von den im Abzugsweg an der Quelle erhobenen Steuern von Dividenden 
und Zinsen (BGBl. Nr. 172/1972) ihre Geltung. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und das Königreich Dänemark, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen abzuschließen, 

haben folgendes vereinbart: 

Text 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens der des Vermögens erhoben 
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werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen 
Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Dänemark: 

 1. die Einkommensteuer des Staates (indkomstskatten til staten); 

 2. die kommunale Einkommensteuer (den kommunale indkomstskat); 

 3. die Einkommensteuer der Kreise (den amtskommunale indkomstskat); 

 4. die aufgrund des Kohlenwasserstoffsteuergesetzes erhobenen Steuern (skatter i henhold til 
kulbrinteskatteloven); 

 b) in Österreich: 

 1. die Einkommensteuer; 

 2. die Körperschaftsteuer; 

 3. die Grundsteuer; 

 4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeuten die Ausdrücke “ein Vertragsstaat” und “der andere Vertragsstaat”, je nach dem 
Zusammenhang, Dänemark oder Österreich; 

 b) bedeutet der Ausdruck “Dänemark” das Königreich Dänemark einschließlich der Gebiete 
außerhalb der dänischen Hoheitsgewässer, die in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht nach 
dänischem Recht als Gebiete ausgewiesen sind oder gegebenenfalls künftig noch ausgewiesen 
werden, innerhalb derer Dänemark Hoheitsrechte hinsichtlich der Erforschung oder der 
Ausbeutung der Bodenschätze des Meeresgrundes und Meeresuntergrundes und der 
darüberliegenden Gewässer und hinsichtlich anderer Tätigkeiten zur Erforschung und 
wirtschaftlichen Ausbeutung der Gebiete ausüben darf; der Ausdruck umfaßt nicht die Färöer-
Inseln und Grönland; 

 c) bedeutet der Ausdruck “Österreich” die Republik Österreich; 

 d) umfaßt der Ausdruck “Person” natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 e) bedeutet der Ausdruck “Gesellschaft” juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke “Unternehmen eines Vertragsstaats” und “Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats”, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck “internationaler Verkehr” jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 h) bedeutet der Ausdruck “zuständige Behörde” 

(i)  in Dänemark: den Minister für Besteuerung oder dessen 

bevollmächtigten Vertreter; 

(ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen 

bevollmächtigten Vertreter; 

 i) bedeutet der Ausdruck “Staatsangehöriger” 

(i)  jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 

(ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere 
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Personenvereinigung, die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person” eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, 
und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat 
gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “Betriebstätte” eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck “Betriebstätte” umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 
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 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck “unbewegliches Vermögen” hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 
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(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Gewinne” umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Österreichs auch aus der 
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT, LUFTFAHRT UND CONTAINER 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

Zu diesen Gewinnen gehören auch Einkünfte des Unternehmens aus der Benutzung, der Instandhaltung 
oder der Vermietung von Containern (einschließlich Trailerschiffen, Lastkähnen und zugehöriger 
Ausrüstung für die Beförderung von Containern), die für die Beförderung von Gütern und Waren im 
internationalen Verkehr benutzt werden, wenn diese Einkünfte zusammen mit den im vorhergehenden 
Satz genannten Gewinnen anfallen. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

(5) Hinsichtlich der Gewinne, die vom dänischen, norwegischen und schwedischen 
Luftfahrtkonsortium Scandinavian Airlines System (SAS) bezogen werden, gelten die Bestimmungen der 
Absätze 1 und 4 nur für den Teil der Gewinne, der der Beteiligung der SAS Denmark A/S, dem dänischen 
Gesellschafter des Scandinavian Airlines System (SAS), an dem Konsortium entspricht. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 
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(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor, wenn der andere Staat die Änderung für gerechtfertigt hält. Bei dieser 
Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls 
werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht 
übersteigen: 

 a) 0 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine 
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 10 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

 b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Dividenden” bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Zinsen” bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
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und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Lizenzgebühren” bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

(5) Hinsichtlich der Gewinne, die vom dänischen, norwegischen und schwedischen 
Luftfahrtkonsortium Scandinavian Airlines System (SAS) bezogen werden, gilt Absatz 3 nur für den Teil 
der Gewinne, der der Beteiligung der SAS Denmark A/S, dem dänischen Gesellschafter des Scandinavian 
Airlines System (SAS), an dem Konsortium entspricht. 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 8 von 14 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck “freier Beruf” umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(4) Bezieht eine in Dänemark ansässige Person Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an Bord 
eines Luftfahrzeuges ausgeübt wird, das im internationalen Verkehr vom Konsortium Scandinavian 
Airlines System (SAS) betrieben wird, so dürfen diese Vergütungen nur in Dänemark besteuert werden. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
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Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER UND ÄHNLICHE VERGÜTUNGEN 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter, Renten und ähnliche Vergütungen, 
die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
natürliche Person auf Grund der Sozialversicherungsgesetzgebung des anderen Vertragsstaats erhält, nur 
im anderen Staat besteuert werden 

(3) Im Fall einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und im anderen 
Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 1 nicht das Recht des erstgenannten Staates, nach 
seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Ruhegehälter, Renten und ähnlichen Vergütungen zu 
besteuern, die der natürlichen Person aus diesem Staat zufließen. 

(4) Der Ausdruck “Renten” bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig zu festgesetzten 
Zeitpunkten auf Lebenszeit oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts aufgrund 
einer Verpflichtung zahlbar sind, die diese Zahlungen als angemessene Gegenleistung für in Geld oder 
Geldeswert erbrachte Leistungen vorsieht. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

(1) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem Staat oder 
der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche 
Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur 
in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die dem österreichischen Handelsdelegierten in Dänemark 
und den Mitgliedern dieser österreichischen Außenhandelsstelle gezahlt werden. 

(4) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

STUDENTEN 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich 
zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 

TÄTIGKEITEN IM ZUSAMMENHANG MIT VORBEREITENDEN 
UNTERSUCHUNGEN, DER ERFORSCHUNG ODER DER FÖRDERUNG VON 

KOHLENWASSERSTOFFEN 

(1) Ungeachtet der Artikel 5 und 14 wird eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, die 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit vorbereitenden Untersuchungen, der Erforschung oder der Förderung 
von im anderen Vertragsstaat gelegenen Kohlenwasserstoffvorkommen ausübt, in Bezug auf diese 
Tätigkeiten so behandelt, als übe sie eine Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder feste Einrichtung aus. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Tätigkeiten insgesamt nicht länger als 30 Tage 
während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden. Im Sinne dieses Absatzes gelten jedoch 
Tätigkeiten, die von einem Unternehmen ausgeübt werden, das mit einem anderen Unternehmen im Sinne 
des Artikels 9 verbunden ist, als von dem Unternehmen ausgeübt, mit dem es verbunden ist, wenn die in 
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Rede stehenden Tätigkeiten im wesentlichen die gleichen sind wie diejenigen, die vom letztgenannten 
Unternehmen ausgeübt werden. 

(3) Ungeachtet der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 begründen Offshore-Tätigkeiten einer 
Bohrinsel nur dann eine Betriebstätte, wenn die Tätigkeiten für einen Zeitraum oder Zeiträume von 
insgesamt länger als 365 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 18 Monaten ausgeübt werden. Im Sinne 
dieses Absatzes gelten jedoch Tätigkeiten, die von einem Unternehmen ausgeübt werden, das mit einem 
anderen Unternehmen im Sinne des Artikels 9 verbunden ist, als von dem Unternehmen ausgeübt, mit 
dem es verbunden ist, wenn die in Rede stehenden Tätigkeiten im wesentlichen die gleichen sind wie 
diejenigen, die vom letztgenannten Unternehmen ausgeübt werden. 

(4) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 dürfen Gewinne, die von einem Ansässigen eines Vertragsstaats 
aus dem Transport von Gütern oder Personal mit Seeschiffen oder Luftfahrzeugen an einen Ort, wo 
Offshore-Tätigkeiten im Zusammenhang mit vorbereitenden Untersuchungen, der Erforschung oder der 
Förderung von Kohlenwasserstoffvorkommen im anderen Vertragsstaat ausgeübt werden, oder aus dem 
Betrieb von Schleppern und ähnlichen Schiffen im Zusammenhang mit solchen Tätigkeiten stammen, nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

(5) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die von einem Ansässigen eines Vertragsstaates aus 
unselbständiger Arbeit bezogen werden, die auf einem unter Absatz 4 fallenden Seeschiff oder 
Luftfahrzeug ausgeübt wird, werden in Übereinstimmung mit Artikel 15 Absatz 3 besteuert. 

(6) Ungeachtet der Bestimmungen von Artikel 13 ist ein Veräußerungsgewinn, der einem 
Ansässigen eines Vertragsstaats im Zusammenhang mit Bohrinseln, die für die in Absatz 3 erwähnten 
Tätigkeiten benutzt werden, zugerechnet wird, wenn die Bohrinsel-Tätigkeiten im anderen Vertragsstaat 
nicht mehr besteuert werden, von der Steuer im anderen Staat befreit. Für die Zwecke dieses Absatzes 
bedeutet der Ausdruck „Veräußerungsgewinn“ den Betrag, um den der Marktwert den um in Anspruch 
genommene Abschreibungen erhöhten Restwert im Zeitpunk der Übertragung übersteigt. 

Artikel 22 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 24 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 

(1) In Dänemark: 
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 a) Bezieht eine in Dänemark ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so 
rechnet Dänemark, vorbehaltlich der lit.c 

 i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

 ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht; 

 b) der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in Österreich 
besteuert werden darf, entfällt; 

 c) bezieht eine in Dänemark ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen nur in Österreich besteuert werden, so 
darf Dänemark diese Einkünfte oder dieses Vermögen in die Bemessungsgrundlage einbeziehen, 
rechnet aber auf die vom Einkommen oder vom Vermögen zu erhebende Steuer den Teil der 
Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen an, der auf die aus Österreich bezogenen Einkünfte 
oder auf das in Österreich gehaltene Vermögen entfällt. 

(2) In Österreich: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Dänemark besteuert werden, so 
nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b, c und d diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus; 

 b) bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikel 10 in Dänemark besteuert 
werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag an, der der in Dänemark gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf 
jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die aus 
Dänemark bezogenen Einkünfte entfällt; 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden; 

 d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die Österreich als Einkünfte 
betrachtet, die aufgrund dieses Abkommens in Dänemark zu besteuern sind, dürfen dessen 
ungeachtet in Österreich besteuert werden, wenn Dänemark diese Einkünfte nach Durchführung 
eines Verständigungsverfahrens aufgrund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt. 

Artikel 25 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat einer 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und –ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 4 oder Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
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anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus 
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 

Artikel 27 

Informationsaustausch 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts 
betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu 
halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen 
nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich 
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder 
mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der 
Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese 
Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat 
die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht 
beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde 
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 

3. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 
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a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

4. Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 
Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen 
Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 
Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die 
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 
Interesse an solchen Informationen hat. 

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von 
Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 
Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das 
Eigentum an einer Person beziehen. 

Artikel 28 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 29 

AUSDEHNUNG DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES 

(1) Das Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen auf jeden 
Teil des Hoheitsgebiets von Dänemark, der ausdrücklich von der Anwendung des Abkommens 
ausgeschlossen ist, oder auf jeden anderen Staat oder jedes andere Hoheitsgebiet ausgedehnt werden, 
dessen internationale Beziehungen von Dänemark wahrgenommen werden und in dem Steuern erhoben 
werden, die im wesentlichen den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen gilt. Eine solche 
Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an und mit den Änderungen und Bedingungen, einschließlich der 
Bedingungen für die Beendigung, wirksam, die zwischen den Vertragsstaaten durch auf diplomatischem 
Weg auszutauschende Noten oder auf andere, den Verfassungen dieser Staaten entsprechende Weise 
vereinbart werden. 

(2) Haben die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung durch einen 
Vertragsstaat nach Artikel 31 die Anwendung des Abkommens in der in jenem Artikel vorgesehenen 
Weise auch für jeden Teil des Hoheitsgebiets von Dänemark oder für Staaten oder Hoheitsgebiete 
beendet, auf die das Abkommen nach diesem Artikel ausgedehnt worden ist. 

Artikel 30 

INKRAFTTRETEN 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander mit, dass die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere der in Absatz 1 genannten 
Mitteilungen erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden Anwendung auf Steuern für das Steuerjahr, das 
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt, und darauf folgende Steuerjahre. 

(3) Artikel 18 Absatz 3 gilt nicht für eine natürliche Person, die, wie in dieser Bestimmung 
angeführt, im anderen Vertragsstaat ansässig geworden ist, und die, wie in dieser Bestimmung angeführt, 
vor Inkrafttreten dieses Abkommens Ruhegehälter, Renten und ähnliche Vergütungen bezog. 

(4) Das am 23. Oktober 1961 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und dem Königreich Dänemark zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 1, in der Fassung des Protokolls 2 vom 29. Oktober 1970, findet ab 
dem Zeitpunkt nicht mehr Anwendung, in dem dieses Abkommen gemäß der Absätze 2 und 3 dieses 
Artikels Anwendung findet. 
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1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 126/1962 und 340/1968. 

2 Kundgemacht in BGBl. Nr. 20/1972. 

Artikel 31 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf Jahren ab dem Jahr, in dem 
das Abkommen in Kraft tritt, auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens sechs 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr 
Anwendung auf Steuern für das Steuerjahr, das jenem unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist, 
und darauf folgende Steuerjahre. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 25. Mai 2007, in zweifacher Ausfertigung, jede in dänischer und 
deutscher Sprache. 

PROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark 
abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen 
integrierenden Bestandteil dieses Abkommens bilden. 
 

1. Auslegung des Abkommens 

Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 
Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-Kommentar dazu 
dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 

 a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster oder dessen 
Kommentar; 

 b) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 

 c) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer veröffentlichten 
Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten 
des Abkommens übermittelt worden ist; 

 d) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-Treten des 
Abkommens geeinigt haben. 

Der OECD-Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine Auslegungshilfe 
im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge 3 vom 23. Mai 1969 dar. 

2. Zu Artikel 22 

Österreich kann auf Grund einer Verordnung gemäß Paragraph 48 der österreichischen 
Bundesabgabenordnung unter Berücksichtigung der Grundsätze des Artikels 23B des OECD-
Musterabkommens in bestimmten Fällen die Anrechnungsmethode zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung anwenden, wenn die gegenseitige Anwendung der Anrechnungsmethode im 
öffentlichen Interesse Österreichs gelegen ist. Es besteht Einvernehmen, dass ein solcher Wechsel zur 
Anrechnungsmethode nur nach vorheriger Mitteilung an die zuständige Behörde des Königreichs 
Dänemark erfolgen wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 25. Mai 2007, in zweifacher Ausfertigung, in dänischer und deutscher 
Sprache. 

____________________________________________________________________ 

3 Kundgemacht in BGBl. Nr. 40/1980. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 23. März 2010 Teil III 

27. Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark und 
Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 25. Mai 2007 in Wien 
unterzeichneten Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 

 (NR: GP XXIV RV 446 AB 505 S. 51. BR: AB 8259 S. 780.) 

27. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 
genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark und 
Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 25. Mai 2007 in Wien unterzeichneten 
Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in dänischer Sprachfassung siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 2 des Protokolls wurden am 28. Jänner bzw. 1. Februar 2010 

abgegeben; das Protokoll tritt gemäß derselben Bestimmung am 1. Mai 2010 in Kraft. 

Faymann 



PROTOKOLL 

 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

 

UND 

 

DEM KÖNIGREICH DÄNEMARK 

 

UND ZUSATZPROTOKOLL 

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 25. MAI 2007 IN WIEN UNTERZEICHNETEN 

ABKOMMENS AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM 

VERMÖGEN  

 

 

 

 

 

 

 

Die Republik Österreich und das Königreich Dänemark, von dem Wunsch geleitet, ein 

Protokoll und ein Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 25. Mai 2007 in Wien 

unterzeichneten Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen1 (im Folgenden „Abkommen“ genannt) abzuschließen,  

 

Sind wie folgt übereingekommen: 

                                                      
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 41/2008. 
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Artikel 1 

 

Artikel 27 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

“Artikel 27  

Informationsaustausch 

 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, 

die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 

Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, 

voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 

nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 

nicht eingeschränkt.  

 

2.  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind 

ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses 

Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 

(einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, 

die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder 

mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern 

oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 

Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen 

Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem 

Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die 

zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser 

anderen Verwendung zustimmt.  

 

3.  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 

Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
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 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden 

können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung 

dem Ordre public widerspräche.  

 

4.  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung 

der erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für 

seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz 

enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese 

jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 

Interesse an solchen Informationen hat.  

 

5.  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die 

Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer 

Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder 

Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person beziehen."  

 

 

Artikel 2 

 

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass alle rechtlichen 

Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind. Das 

Protokoll tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Zeitpunkt des 

Empfanges der späteren der oben genannten Mitteilungen folgt. Die Bestimmungen 

des Protokolls finden Anwendung auf alle Steuerzeiträume, die am oder nach dem 1. 

Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Protokolls folgt. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.  
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GESCHEHEN zu Wien am  16. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, 

jede in deutscher und dänischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 

ist.  

 

 Für die Republik  Für das Königreich 

     Österreich:        Dänemark: 

 

Andreas SCHIEDER m.p.        Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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ZUSATZPROTOKOLL 

 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur Abänderung des am 25. Mai 2007 

in Wien unterzeichneten Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 

und vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und dem Königreich 

Dänemark abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass die 

folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Protokolls bilden: 

 

 

Zu Artikel 27: 

 

1.  Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen 

Behörde des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der 

Auskünfte die folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein 

Auskunftsersuchen gemäß dem Abkommen stellt: 

 a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

 b) eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskünfte einschließlich der 

Art und der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom 

ersuchten Staat erhalten möchte; 

 c) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

 d) die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten 

Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im 

Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

 e) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz 

sich die erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 

 f) eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet 

zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, 

ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen 

würden. 

 

2. Es besteht Einvernehmen darüber, dass die in Artikel 27 vorgesehene Amtshilfe 

nicht Maßnahmen einschließt, die lediglich der Beweisausforschung dienen (“fishing 

expeditions”). 
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3. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 27 Absatz 5 des Abkommens die 

Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen im Sinne dieses Absatzes auf 

automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. 

 

4. Es besteht Einvernehmen darüber, dass zur Auslegung des Artikels 27 neben den 

oben angeführten Grundsätzen auch die aus den Kommentaren der OECD, 

einschließlich der vom OECD-Sekretariat erstellten technischen Note zu Artikel 26 des 

OECD-Musterabkommens, die diesem Protokoll als Anhang beigefügt ist, 

abzuleitenden Anwendungsgrundsätze zu berücksichtigen sind. 

 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 16. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, 

jede in deutscher und dänischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 

ist.  

 

 

     Für die Republik  Für das Königreich 

        Österreich:         Dänemark: 

 

Andreas SCHIEDER m.p.        Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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(Übersetzung) 
 
Anhang           
 
 

Technische Note betreffend Artikel 26 Absatz 5 des OECD-Musterabkommens 
 

Artikel 26 Absatz 5 des OECD-Musterabkommens sieht vor, dass das Bankgeheimnis 

kein Hindernis für den Informationsaustausch für steuerliche Zwecke darstellen darf. 

Artikel 26 sieht auch wichtige Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz der Vertraulichkeit 

von Informationen vor, die sich auf Abgabenpflichtige beziehen. 

 

Der Standard verpflichtet lediglich zum Informationsaustausch auf Ersuchen. Wenn um 

Informationen ersucht wird, sind sie nur in dem Umfang auszutauschen, als sie zur 

Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts der Vertragspartner 

voraussichtlich erheblich sind. Staaten sind nicht berechtigt, sich an Streifzügen 

(„fishing expeditions“) zu beteiligen oder Informationen zu verlangen, die 

voraussichtlich für die steuerlichen Verhältnisse eines bestimmten Abgabepflichtigen 

nicht von Bedeutung sind. Bei der Formulierung eines Ersuchens sind die zuständigen 

Behörden gehalten, die voraussichtliche Erheblichkeit der Informationen darzulegen. 

Es wäre beispielsweise nicht zulässig, dass ein Staat wahllos um Informationen über 

Bankkonten seiner Ansässigen bei Kreditinstituten im anderen Staat ersucht. Ebenso 

wäre es einer Steuerverwaltung selbst im Rahmen einer Prüfung des 

Abgabepflichtigen verwehrt,, um Informationen über einen bestimmten 

Abgabepflichtigen zu ersuchen, wenn keine Gebarung oder das Anzeichen einer 

möglichen Gebarung festgestellt wurde, die auf eine Verbindung mit dem anderen 

Staat schließen lassen. Andererseits kann beispielsweise die zuständige Behörde 

Informationen über einen bestimmten Abgabepflichtigen verlangen, wenn sich im Zuge 

der Festsetzung der Steuerschuld eines bestimmten Abgabepflichtigen der Verdacht 

ergibt, dass der Abgabepflichtige ein Bankkonto im anderen Staat unterhält. Ebenso 

könnte dies der Fall sein, wenn eine Anzahl von Abgabepflichtigen identifiziert wurde, 

die beispielsweise ausländische Kreditkarten von Banken im anderen Staat besitzen. 

Der ersuchende Staat hätte jedoch zuvor alle innerstaatlichen Mittel, die ihm den 

Zugang zur erbetenen Information ermöglichten, auszuschöpfen. Hinsichtlich weiterer 

Einzelheiten wird auf die Kommentare zu Artikel 26 des OECD-Musterabkommens und 

auf Artikel 5 des Musterabkommens über den Informationsaustausch hingewiesen. 
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Werden Informationen ausgetauscht, so unterliegen diese strengen Geheimhaltungs-

vorschriften. Artikel 26 sieht ausdrücklich vor, dass die ausgetauschten Informationen 

geheim zu halten sind. Sie dürfen nur für die im Abkommen vorgesehenen Zwecke 

verwendet werden. Im Fall der Verletzung dieser Geheimhaltungsvorschriften sehen 

das Verwaltungs- und Strafrecht aller Staaten hierfür Sanktionen vor. Üblicher Weise 

wird eine unbefugte Offenbarung von steuerlich erheblichen Informationen, die von 

einem anderen Staat erhalten wurden, als mit Freiheitsstrafe bedrohtes strafrechtliches 

Vergehen gewertet. 

 

Wie aus diesen Erläuterungen, die sowohl dem Kommentar zum OECD-

Musterabkommen als auch dem OECD – Handbuch über den Informationsaustausch 

entnommen werden können, ersichtlich ist, erscheint das Bankgeheimnis mit einem 

wirkungsvollen Informationsaustausch nicht unvereinbar. Alle Länder kennen 

Regelungen über das Bankgeheimnis oder über die abgabenrechtliche Geheimhaltung. 

Die Erfüllung des international vereinbarten Standards des Informationsaustausches 

gebietet lediglich beschränkte Ausnahmen von den Bankgeheimnisregelungen und 

dürfte daher das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Schutz ihrer 

Privatsphäre nicht untergraben. 
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PROTOKOL 
 
 

MELLEM 
 
 

REPUBLIKKEN ØSTRIG 
 
 

OG 
 
 

KONGERIGET DANMARK 
 
 

OG TILLÆGSPROTOKOL 
OM ÆNDRING AF OVERENSKOMSTEN VEDRØRENDE SKATTER AF INDKOMST OG 

FORMUE UNDERSKREVET I WIEN 25. MAJ 2007 
 
 
 
 
 
 
Republikken Østrig og Kongeriget Danmark, som ønsker at indgå en protokol og en 
tillægsprotokol til ændring af overenskomsten vedrørende skatter af indkomst og formue, 
underskrevet i Wien den 25. maj 2007 (herefter omtalt som ”Overenskomsten”) 
 
Er enige om følgende: 
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     Artikel 1 
 
Overenskomstens Artikel 27 erstattes af følgende: 
 
 
 ”Artikel 27 
 
 Udveksling af oplysninger 
 
  1.  De kontraherende staters kompetente myndigheder skal udveksle sådanne oplysnin-
ger, som kan forudses at være relevante for at gennemføre bestemmelserne i denne 
overenskomst eller for administrationen eller håndhævelsen af intern lovgivning 
vedrørende skatter af enhver art og betegnelse, der pålægges på vegne af de 
kontraherende stater, deres politiske underafdelinger eller lokale myndigheder, for så vidt 
som denne beskatning ikke strider mod overenskomsten. Udvekslingen af oplysninger er 
ikke begrænset af artikel 1 og 2.  
 
  2.  Alle oplysninger, der modtages af en kontraherende stat i medfør af stykke 1, skal 
behandles som hemmelige på samme måde som oplysninger, der er indhentet i henhold til 
denne stats interne lovgivning, og må kun meddeles til personer eller myndigheder 
(herunder domstole og forvaltningsmyndigheder), der er beskæftiget med ligning, 
opkrævning, inddrivelse eller retsforfølgning med hensyn til, eller klageafgørelser i 
forbindelse med de skatter, der er omhandlet i stykke 1, eller tilsyn med det førnævnte. 
Sådanne personer eller myndigheder må kun benytte oplysningerne til de nævnte formål. 
De kan meddele oplysningerne under offentlige retshandlinger eller i retsafgørelser. 
Uanset det foranstående kan en kontraherende stat anvende modtagne oplysninger til 
andre formål, når sådanne oplysninger kan anvendes til sådanne andre formål efter 
lovgivningen i begge stater, og den kompetente myndighed i den stat, der har meddelt 
oplysningerne, giver tilladelse til sådan anvendelse. 
 
  3.  Bestemmelserne i stykke 1 og 2 kan i intet tilfælde fortolkes således, at der pålægges 
en kontraherende stat en pligt til:  
 
a) at udføre forvaltningsakter, der strider mod denne eller den anden kontraherende stats 
lovgivning og forvaltningspraksis,  
b) at meddele oplysninger, som ikke kan opnås i henhold til denne eller den anden 
kontraherende stats lovgivning eller normale forvaltningspraksis,  

BGBl. III - Ausgegeben am 23. März 2010 - Nr. 27 2 von 7

www.ris.bka.gv.at



c) at meddele oplysninger, som ville røbe nogen erhvervsmæssig, forretningsmæssig, 
industriel, kommerciel eller faglig hemmelighed eller fremstillingsmetode, eller oplysninger, 
hvis offentliggørelse ville stride mod almene interesser (ordre public). 
 
  4.  Hvis en kontraherende stat anmoder om oplysninger i medfør af denne artikel, skal 
den anden kontraherende stat iværksætte de foranstaltninger, som er til rådighed for at 
indhente de anmodede oplysninger, uanset om denne anden stat ikke måtte have behov 
for disse oplysninger til dens egne skatteformål. Forpligtelsen i det foregående punktum 
gælder med forbehold af stykke 3, men i intet tilfælde skal sådanne begrænsninger 
fortolkes således, at de gør det muligt for en kontraherende stat at afslå at meddele 
oplysninger, blot fordi denne ikke selv har nogen skattemæssig interesse i sådanne 
oplysninger. 
 
  5.  I intet tilfælde kan bestemmelserne i stykke 3 fortolkes således, at de gør det muligt 
for en kontraherende stat at afslå at meddele oplysninger, blot fordi oplysningerne skal 
indhentes hos en bank, anden finansiel institution, repræsentant eller person, der 
optræder som bemyndiget eller som formynder, eller fordi oplysningerne drejer sig om 
ejerforhold i en person.” 
 
 Artikel 2 
 
De kontraherende stater skal skriftligt underrette hinanden, ad diplomatisk vej, når de 
forfatningsmæssige procedurer for denne protokols ikrafttræden er opfyldt. Protokollen 
træder i kraft den første dag i den tredje måned, som følger efter på datoen for 
modtagelsen af den sidste af de forannævnte underretninger. Protokollens bestemmelser 
skal have virkning med hensyn til skatteår, der begynder på eller efter den 1. januar i det 
kalenderår, som følger efter det år, hvor protokollen træder i kraft. 
 
Til bekræftelse heraf har de befuldmægtigede for begge stater underskrevet denne 
protokol.  
 
Udfærdiget i Wien, den 16. september 2009, i to eksemplarer på tysk og dansk, hvilke to 
tekster har lige gyldighed. 
 
 
 For Republikken Østrig:          For Kongeriget Danmark: 
 
Andreas SCHIEDER m.p.         Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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    TILLÆGSPROTOKOL 
 
Ved underskrivelsen af Protokollen om ændring af Overenskomsten vedrørende skatter af 
indkomst og formue underskrevet i Wien den 25. maj 2009, som i dag er indgået mellem 
Republikken Østrig og Kongeriget Danmark, er de underskrivende parter enige om 
følgende bestemmelser, som skal udgøre en integreret del af Protokollen.   
 
1. Den kompetente myndighed i den anmodende stat skal give følgende information til den 
kompetente myndighed i den anmodede stat for at påvise, at de anmodede oplysninger 
kan forudses at være relevante, når den anmoder om oplysninger i henhold til 
Overenskomsten: 
 

a) identiteten af den person, som er genstand for undersøgelse eller efterforskning; 
b) en erklæring om de søgte oplysninger, herunder deres karakter og den form, i 

hvilken den anmodende stat ønsker at modtage oplysningerne fra den anmodede 
stat; 

c) det skattemæssige formål, for hvilken oplysningerne søges; 
d) begrundelsen for antagelsen om, at de anmodede oplysninger besiddes hos den 

anmodede stat eller besiddes hos eller kontrolleres af en person inden for den 
anmodede stats jurisdiktion; 

e) i det omfang det vides, navn og adresse på enhver person, som antages at besidde 
de anmodede oplysninger; 

f) en erklæring om, at den anmodende part har udtømt alle muligheder, der står til 
rådighed i dens eget område, til at indhente oplysningerne, undtagen de, som ville 
medføre uforholdsmæssige vanskeligheder.    

 
2. Der er enighed om, at den administrative bistand, der er indeholdt i artikel 27, ikke 
indbefatter foranstaltninger, der kun er rettet imod simpel indsamling af bevismidler 
(”fiskeriekspeditioner”). 
 
3. Der er enighed om, at Artikel 27, stykke 5, ikke forpligter de kontraherende stater til at 
udveksle oplysninger på automatisk eller spontan basis. 
 
4. Der er enighed om, at ved fortolkningen af Artikel 27 skal der – udover den ovenfor 
nævnte principper – også tages hensyn til OECD-bemærkningerne, herunder den tekniske 
note, som er udarbejdet af OECD-sekretariatet, og som indgår som et Anneks til denne 
tillægsprotokol. 
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Til bekræftelse heraf har de befuldmægtigede for begge stater underskrevet denne 
protokol.  
 
Udfærdiget i Wien, den 16. september 2009, i to eksemplarer på tysk og dansk, hvilke to 
tekster har lige gyldighed. 
 
 
For Republikken Østrig:    For Kongeriget Danmark: 
 
Andreas SCHIEDER m.p.           Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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Annex          (Oversættelse) 
 
Teknisk note om Artikel 26, stykke 5, i OECD’s Modeloverenskomst 
 
Artikel 26, stykke 5, i OECD’s modeloverenskomst medfører, at bankhemmelighed ikke 
kan være en hindring for udveksling af oplysninger til skatteformål. Artikel 26 indeholder 
også vigtige sikkerhedsforanstaltninger for at beskytte, at oplysninger om skatteydere 
holdes fortrolige. 
 
Standarden forpligter alene til udveksling af oplysninger efter anmodning. Når der 
anmodes om oplysninger, skal de kun udveksles, hvis de ”kan forudses at være relevante” 
for administrationen eller håndhævelsen af overenskomstpartnerens interne lovgivning. 
Staterne er ikke berettiget til at deltage i ”fiskeriekspeditioner” eller anmode om 
oplysninger, som sandsynligvis ikke er relevante for en given skatteyders skatteforhold. 
Ved udformningen af deres anmodning skal kompetente myndigheder påvise, at de 
anmodede oplysninger kan forudses at være relevante. Det er for eksempel ikke muligt, at 
en stat stikprøvevis anmoder om oplysninger om dens hjemmehørende personers konti i 
banker i den anden stat. På samme måde kan en skatteadministration ved revision af en 
skatteyder ikke anmode om oplysninger om en bestemt skatteyder, når der ikke er 
identificeret nogen transaktion eller indikation af mulige transaktioner med tilknytning til 
den anden stat. På den anden side kan den kompetente myndighed f.eks. anmode om 
oplysninger om en bestemt skatteyder, når der i forbindelse med ligningen af en bestemt 
skatteyders skattepligt opstår mistanke om, at skatteyderen har en bankkonto i den anden 
stat. På samme måde kan det være tilfældet, når der er identificeret skatteydere, der f.eks. 
ejer udenlandske creditkort fra banker i den anden stat. Den anmodende stat skal 
imidlertid have udtømt alle egne muligheder for at få adgang til de ønskede oplysninger. 
For yderligere detaljer henvises til bemærkningerne til artikel 26 i OECD’s 
modeloverenskomst og artikel 5 i modeloverenskomsten om udveksling af oplysninger. 
 
Når oplysninger er udvekslet, er de omfattet af strenge regler om fortrolighed. Det fremgår 
udtrykkeligt i artikel 26, at udvekslede oplysninger skal behandles som hemmelige. De kan 
kun anvendes til formål som nævnt i overenskomsten. Forvaltningsretten og strafferetten i 
alle stater medfører sanktioner i tilfælde af overtrædelse af sådan tavshedspligt. 
Sædvanligvis bliver en ubeføjet afsløring af skatteoplysninger, som er modtaget fra et 
andet land, anset som en kriminel overtrædelse, som straffes med frihedsstraf. 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 23. März 2010 - Nr. 27 6 von 7

www.ris.bka.gv.at



Som det fremgår af denne udlægning, der fremgår af såvel OECD’s modeloverenskomst 
som af OECD’s Manual on Information Exchange, er bankhemmelighed ikke uforenelig 
med effektiv udveksling af oplysninger til skatteformål. Alle lande har regler om 
bankhemmelighed og skatteretlige tavshedspligtsregler. Opfyldelse af den internationalt 
accepterede standard om udveksling af oplysninger forudsætter alene begrænsede 
undtagelser til reglerne om bankhemmelighed og kan derfor ikke undergrave borgernes 
tillid til beskyttelse af deres private forhold.  
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2008 Ausgegeben am 11. April 2008 Teil III 

41. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 

 (NR: GP XXIII RV 200 AB 245 S. 35. BR: AB 7782 S. 749.) 

41. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Dänemark auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 

 
[deutscher Vertragstext siehe Anlagen] 
[dänischer Vertragstext siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 30 Abs. 1 des Abkommens wurden am 27. März 2008 abgegeben; das 

Abkommen ist somit gemäß seinem Art. 30 Abs. 2 am selben Tag in Kraft getreten. 
Mit dem Außerkrafttreten des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem Königreich 

Dänemark zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen (BGBl. Nr. 126/1962 und 340/1968), in der Fassung des Protokolls vom 29. Oktober 1970 
(BGBl. Nr. 20/1972), verliert auch die auf diesen beruhende Vereinbarung zwischen dem Bundesminister 
für Finanzen der Republik Österreich und dem Königlich Dänischen Finanzministerium über die 
Durchführung der Entlastung von den im Abzugsweg an der Quelle erhobenen Steuern von Dividenden 
und Zinsen (BGBl. Nr. 172/1972) ihre Geltung. 

Gusenbauer 



 
 
 
 
 
 
 
 

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH 
UND DEM KÖNIGREICH DÄNEMARK AUF DEM GEBIETE DER  

STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Republik Österreich und das Königreich Dänemark, von dem Wunsche 
geleitet, ein Abkommen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen,  
 
 
 
haben folgendes vereinbart: 
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Artikel 1 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 
 

Artikel 2 
 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 
 

 
(1)  Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 
 

(2)  Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 
Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern 
vom Vermögenszuwachs. 
 

(3)  Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
 

a) in Dänemark: 
 1. die Einkommensteuer des Staates (indkomstskatten til staten); 
 2. die kommunale Einkommensteuer (den kommunale indkomstskat); 
 3. die Einkommensteuer der Kreise (den amtskommunale indkomstskat); 
 4. die aufgrund des Kohlenwasserstoffsteuergesetzes erhobenen Steuern  

        (skatter i henhold til kulbrinteskatteloven); 
 

b) in Österreich: 
 1. die Einkommensteuer; 
 2. die Körperschaftsteuer; 
 3. die Grundsteuer; 
 4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

BGBl. III - Ausgegeben am 11. April 2008 - Nr. 41 2 von 29

www.ris.bka.gv.at



 3 

 5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken. 
 

(4)  Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, 
die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander 
die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 
 

 
Artikel 3 

 
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
 

a) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragsstaat", je nach 
dem Zusammenhang, Dänemark oder Österreich; 

 
b) bedeutet der Ausdruck "Dänemark" das Königreich Dänemark einschließlich der 

Gebiete außerhalb der dänischen Hoheitsgewässer, die in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht nach dänischem Recht als Gebiete ausgewiesen sind oder 
gegebenenfalls künftig noch ausgewiesen werden, innerhalb derer Dänemark 
Hoheitsrechte hinsichtlich der Erforschung oder der Ausbeutung der Bodenschätze 
des Meeresgrundes und Meeresuntergrundes und der darüberliegenden Gewässer 
und hinsichtlich anderer Tätigkeiten zur Erforschung und wirtschaftlichen 
Ausbeutung der Gebiete ausüben darf; der Ausdruck umfaßt nicht die Färöer-Inseln 
und Grönland; 

 
c) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich; 

 
d) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle 

anderen Personenvereinigungen; 
 

e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die 
für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 
f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen 

des anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem 
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Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
g) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher 
Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff 
oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 

 
h) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 
 (i)   in Dänemark: den Minister für Besteuerung oder dessen 
           bevollmächtigten Vertreter; 
 (ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen 
           bevollmächtigten Vertreter; 
 
i) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger" 
 (i)  jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats 
          besitzt; 
 (ii)  jede juristische Person, Personengesellschaft und andere 

 Personenvereinigung, die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden 
 Recht errichtet worden ist. 

 
(2)  Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 
nach anderem Recht dieses Staates hat. 

 
Artikel 4 

 
ANSÄSSIGE PERSON 

 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines 
anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine 
Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat 
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nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem 
Vermögen steuerpflichtig ist. 
 

(2)  Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 
folgendes: 
 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so 
werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in 
gegenseitigem Einvernehmen zu regeln. 

 
(3)  Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 
 
 

Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 

 
(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 

Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 
 

(2)  Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
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a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
   oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen. 

 
(3)  Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 

zwölf Monate überschreitet. 
 

(4)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 
Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur 

Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder 
verarbeitet zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind 
oder eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
daß die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5)  Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des 

Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, 
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im Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort 
gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als 
habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten 
Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in 
Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte 
machten. 
 

(6)  Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 
 

(7)  Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der 
anderen. 

 
Artikel 6 

 
EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

 
 

(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 
Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 
 

(3)  Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 
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(4)  Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 

Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer 
selbständigen Arbeit dient. 
 
 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 
 

(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat 
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 
 

(2)  Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, 
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen 
Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
 

(3)  Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
 

(4)  Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden 
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch 
derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 
 

(5)  Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
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(6)  Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
 

(7)  Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 
 

(8)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Gewinne" umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall 
Österreichs auch aus der Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen 
Rechts. 
 
 

Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT, LUFTFAHRT UND CONTAINER 
 

 
(1)  Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 

Verkehr dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

 
Zu diesen Gewinnen gehören auch Einkünfte des Unternehmens aus der Benutzung, der 
Instandhaltung oder der Vermietung von Containern (einschließlich Trailerschiffen, 
Lastkähnen und zugehöriger Ausrüstung für die Beförderung von Containern), die für die 
Beförderung von Gütern und Waren im internationalen Verkehr benutzt werden, wenn diese 
Einkünfte zusammen mit den im vorhergehenden Satz genannten Gewinnen anfallen. 
 

(2)  Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 
 

(3)  Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der 
See- oder Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat 
gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden 
ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 
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(4)  Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
 

(5)  Hinsichtlich der Gewinne, die vom dänischen, norwegischen und schwedischen 
Luftfahrtkonsortium Scandinavian Airlines System (SAS) bezogen werden, gelten die 
Bestimmungen der Absätze 1 und 4 nur für den Teil der Gewinne, der der Beteiligung der 
SAS Denmark A/S, dem dänischen Gesellschafter des Scandinavian Airlines System (SAS), 
an dem Konsortium entspricht.  
 

 
Artikel 9 

 
VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

 
 

(1)  Wenn 
 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 
b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 

Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2)  Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates 
erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die 
gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen 
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erhobenen Steuer vor, wenn der andere Staat die Änderung für gerechtfertigt hält. Bei dieser 
Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; 
erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander 
konsultieren. 
 
 

Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 

 
(1)  Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 

anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 
a)  0 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte 

eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt; 

 
b)  15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

 
Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus 
denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen 
Rechten - ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt 
sind. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
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Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
 

(5)  Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 
aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft 
gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen 
Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 

 
(1)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 

ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, 
nur im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 
Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
 

(3)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
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(4)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 
 

(1)  Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der 
Nutzungsberechtigte ist, nur im anderen Staat besteuert werden. 

 
(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 

jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematographischer Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 
 

(3)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für 
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
 

(4)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner 
und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag 
nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
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Artikel 13 
 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 
 

 
(1)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 

unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte 
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt 
werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(3)  Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, 
und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4)  Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 
 

(5)  Hinsichtlich der Gewinne, die vom dänischen, norwegischen und schwedischen 
Luftfahrtkonsortium Scandinavian Airlines System (SAS) bezogen werden, gilt Absatz 3 nur 
für den Teil der Gewinne, der der Beteiligung der SAS Denmark A/S, dem dänischen 
Gesellschafter des Scandinavian Airlines System (SAS), an dem Konsortium entspricht.  

 
 

Artikel 14 
 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 
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(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf 

oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste 
Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden, 
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können. 
 

(2)  Der Ausdruck "freier Beruf" umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte 
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, 
Zahnärzte und Buchsachverständigen. 
 
 

Artikel 15 
 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 
 

 
(1)  Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 

Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während 
des betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 

der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen 
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 
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(3)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im 
internationalen Verkehr betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der 
Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4)  Bezieht eine in Dänemark ansässige Person Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Luftfahrzeuges ausgeübt wird, das im internationalen Verkehr vom 
Konsortium Scandinavian Airlines System (SAS) betrieben wird, so dürfen diese 
Vergütungen nur in Dänemark besteuert werden. 
 
 

Artikel 16 
 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 
 

 
Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in 

einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, 
dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 17 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1)  Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten 
Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
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Artikel 18 
 

RUHEGEHÄLTER UND ÄHNLICHE VERGÜTUNGEN 
 

 
(1)  Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter, Renten und ähnliche 

Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gezahlt werden, nur in 
diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige natürliche Person auf Grund der Sozialversicherungsgesetzgebung des anderen 
Vertragsstaats erhält, nur im anderen Staat besteuert werden 

 
(3)  Im Fall einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war und im 

anderen Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 1 nicht das Recht des 
erstgenannten Staates, nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Ruhegehälter, 
Renten und ähnlichen Vergütungen zu besteuern, die der natürlichen Person aus diesem 
Staat zufließen.  

 
(4)  Der Ausdruck "Renten" bedeutet bestimmte Beträge, die regelmäßig zu festgesetzten 

Zeitpunkten auf Lebenszeit oder während eines bestimmten oder bestimmbaren 
Zeitabschnitts aufgrund einer Verpflichtung zahlbar sind, die diese Zahlungen als 
angemessene Gegenleistung für in Geld oder Geldeswert erbrachte Leistungen vorsieht. 
 
 

Artikel 19 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 
 

(1)  Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die 
von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

 
(2)   a)  Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 

Gebietskörperschaften oder aus einem von diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person 
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für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 
b)  Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 

werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein 
Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

 
(3)  Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die dem österreichischen Handelsdelegierten in 

Dänemark und den Mitgliedern dieser österreichischen Außenhandelsstelle gezahlt werden.  
 
(4)  Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für 

Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 
16, 17 oder 18 anzuwenden. 

 
 

Artikel 20 
 

STUDENTEN 
 

 
Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 

ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates 
stammen. 
 
 
 

Artikel 21 
 

TÄTIGKEITEN IM ZUSAMMENHANG MIT VORBEREITENDEN UNTERSUCHUNGEN, 
DER ERFORSCHUNG ODER DER FÖRDERUNG VON KOHLENWASSERSTOFFEN 

 
 

(1)  Ungeachtet der Artikel 5 und 14 wird eine in einem Vertragsstaat ansässige Person, 
die Tätigkeiten im Zusammenhang mit vorbereitenden Untersuchungen, der Erforschung 
oder der Förderung von im anderen Vertragsstaat gelegenen Kohlenwasserstoffvorkommen 
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ausübt, in Bezug auf diese Tätigkeiten so behandelt, als übe sie eine Geschäftstätigkeit im 
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte oder feste Einrichtung aus. 
 

(2)  Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Tätigkeiten insgesamt nicht länger als 30 
Tage während eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden. Im Sinne dieses 
Absatzes gelten jedoch Tätigkeiten, die von einem Unternehmen ausgeübt werden, das mit 
einem anderen Unternehmen im Sinne des Artikels 9 verbunden ist, als von dem 
Unternehmen ausgeübt, mit dem es verbunden ist, wenn die in Rede stehenden Tätigkeiten 
im wesentlichen die gleichen sind wie diejenigen, die vom letztgenannten Unternehmen 
ausgeübt werden. 
 

(3)  Ungeachtet der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 begründen Offshore-Tätigkeiten 
einer Bohrinsel nur dann eine Betriebstätte, wenn die Tätigkeiten für einen Zeitraum oder 
Zeiträume von insgesamt länger als 365 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 18 Monaten 
ausgeübt werden. Im Sinne dieses Absatzes gelten jedoch Tätigkeiten, die von einem 
Unternehmen ausgeübt werden, das mit einem anderen Unternehmen im Sinne des Artikels 
9 verbunden ist, als von dem Unternehmen ausgeübt, mit dem es verbunden ist, wenn die in 
Rede stehenden Tätigkeiten im wesentlichen die gleichen sind wie diejenigen, die vom 
letztgenannten Unternehmen ausgeübt werden. 
 

(4)  Ungeachtet der Absätze 1 und 2 dürfen Gewinne, die von einem Ansässigen eines 
Vertragsstaats aus dem Transport von Gütern oder Personal mit Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen an einen Ort, wo Offshore-Tätigkeiten im Zusammenhang mit vorbereitenden 
Untersuchungen, der Erforschung oder der Förderung von Kohlenwasserstoffvorkommen im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt werden, oder aus dem Betrieb von Schleppern und 
ähnlichen Schiffen im Zusammenhang mit solchen Tätigkeiten stammen, nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet.  
 

(5)  Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die von einem Ansässigen eines 
Vertragsstaates aus unselbständiger Arbeit bezogen werden, die auf einem unter Absatz 4 
fallenden Seeschiff oder Luftfahrzeug ausgeübt wird, werden in Übereinstimmung mit Artikel 
15 Absatz 3 besteuert.  
 

(6)  Ungeachtet der Bestimmungen von Artikel 13 ist ein Veräußerungsgewinn, der einem 
Ansässigen eines Vertragsstaats im Zusammenhang mit Bohrinseln, die für die in Absatz 3 
erwähnten Tätigkeiten benutzt werden, zugerechnet wird, wenn die Bohrinsel-Tätigkeiten im 
anderen Vertragsstaat nicht mehr besteuert werden, von der Steuer im anderen Staat befreit. 
Für die Zwecke dieses Absatzes bedeutet der Ausdruck „Veräußerungsgewinn“ den Betrag, 

BGBl. III - Ausgegeben am 11. April 2008 - Nr. 41 19 von 29

www.ris.bka.gv.at



 20 

um den der Marktwert den um in Anspruch genommene Abschreibungen erhöhten Restwert 
im Zeitpunk der Übertragung übersteigt.   
 
 

Artikel 22 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 

 
(1)  Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden 

Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
 

 
Artikel 23 

 
VERMÖGEN 

 
 

(1)  Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung 
einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen 
Staat besteuert werden. 
 

(3)  Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
Schiffe, die der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
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dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4)  Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen 
nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 24 
 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 

 
Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 
 

(1)  In Dänemark: 

 

a) Bezieht eine in Dänemark ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen 

und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in 

Österreich besteuert werden, so rechnet Dänemark, vorbehaltlich der lit.c  

 

i)  auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag 

  an, der der in Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

 

ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag 

 an, der der in Österreich gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht; 

 

b) der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der 

Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht 

übersteigen, der auf die Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen, 

oder auf das Vermögen, das in Österreich besteuert werden darf, entfällt; 

 

c) bezieht eine in Dänemark ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen 

und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen nur 

in Österreich besteuert werden, so darf Dänemark diese Einkünfte oder dieses 

Vermögen in die Bemessungsgrundlage einbeziehen, rechnet aber auf die vom 

Einkommen oder vom Vermögen zu erhebende Steuer den Teil der Steuer vom 

Einkommen oder vom Vermögen an, der auf die aus Österreich bezogenen 

Einkünfte oder auf das in Österreich gehaltene Vermögen entfällt. 
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(2)  In Österreich:  
 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen 
und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in 
Dänemark besteuert werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b, c und 
d diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus; 

 
 b) bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikel 10 in 

Dänemark besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Dänemark gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch 
den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf 
die aus Dänemark bezogenen Einkünfte entfällt; 

 
 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem 

Abkommen von der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen 
gleichwohl in Österreich bei der Festsetzung der Steuer für das übrige 
Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen werden; 

 
 d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die Österreich 

als Einkünfte betrachtet, die aufgrund dieses Abkommens in Dänemark zu 
besteuern sind, dürfen dessen ungeachtet in Österreich besteuert werden, 
wenn Dänemark diese Einkünfte nach Durchführung eines 
Verständigungsverfahrens aufgrund dieses Abkommens von der Besteuerung 
ausnimmt. 

 
 
 

Artikel 25 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1)  Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden 
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können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 
Vertragsstaat ansässig sind. 
 

(2)  Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem Vertragsstaat 
einer Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des betreffenden Staates unter gleichen 
Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(3)  Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese 
Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen 
auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er seinen 
ansässigen Personen gewährt. 
 

(4)  Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 4 oder Artikel 12 Absatz 4  
anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug 
zuzulassen. 
 

(5)  Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar 
oder mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(6)  Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 
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Artikel 26 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1)  Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 
 

(2)  Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
 

(3)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, 
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam 
darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im 
Abkommen nicht behandelt sind. 
 

(4)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, 
gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame 
Kommission.  
 
 

Artikel 27 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
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(1)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 
zur Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem 
Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der 
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein 
Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zuhalten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) 
zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das 
Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 
 

(2)  Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 
werden können; 

 
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung dem Ordre Public widerspräche. 

 
 

Artikel 28 
 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

 
 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
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Artikel 29 
 

AUSDEHNUNG DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES 
 
 

(1)  Das Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen 
auf jeden Teil des Hoheitsgebiets von Dänemark, der ausdrücklich von der Anwendung des 
Abkommens ausgeschlossen ist, oder auf jeden anderen Staat oder jedes andere 
Hoheitsgebiet ausgedehnt werden, dessen internationale Beziehungen von Dänemark 
wahrgenommen werden und in dem Steuern erhoben werden, die im wesentlichen den 
Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem 
Zeitpunkt an und mit den Änderungen und Bedingungen, einschließlich der Bedingungen für 
die Beendigung, wirksam, die zwischen den Vertragsstaaten durch auf diplomatischem Weg 
auszutauschende Noten oder auf andere, den Verfassungen dieser Staaten entsprechende 
Weise vereinbart werden. 
 

(2)  Haben die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung 
durch einen Vertragsstaat nach Artikel 31 die Anwendung des Abkommens in der in jenem 
Artikel vorgesehenen Weise auch für jeden Teil des Hoheitsgebiets von Dänemark oder für 
Staaten oder Hoheitsgebiete beendet, auf die das Abkommen nach diesem Artikel 
ausgedehnt worden ist. 

 
 

Artikel 30 
 

INKRAFTTRETEN 
 
 

(1)  Die Vertragsstaaten teilen einander mit, dass die verfassungsmäßigen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. 
 

(2)  Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spätere der in Absatz 1 
genannten Mitteilungen erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden Anwendung auf Steuern 
für das Steuerjahr, das jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt, und 
darauf folgende Steuerjahre. 
 

(3)  Artikel 18 Absatz 3 gilt nicht für eine natürliche Person, die, wie in dieser Bestimmung 
angeführt, im anderen Vertragsstaat ansässig geworden ist, und die, wie in dieser 
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Bestimmung angeführt, vor Inkrafttreten dieses Abkommens Ruhegehälter, Renten und 
ähnliche Vergütungen bezog.  
 

(4)  Das am 23. Oktober 1961 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und dem Königreich Dänemark zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen1, in der Fassung des Protokolls2 
vom 29. Oktober 1970, findet ab dem Zeitpunkt nicht mehr Anwendung, in dem dieses 
Abkommen gemäß der Absätze 2 und 3 dieses Artikels Anwendung findet.  
 
 

Artikel 31 
 

KÜNDIGUNG 
 

 
Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt 

wird. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf 
Jahren ab dem Jahr, in dem das Abkommen in Kraft tritt, auf diplomatischem Weg unter 
Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung auf Steuern für das 
Steuerjahr, das jenem unmittelbar folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist, und darauf folgende 
Steuerjahre. 
 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Abkommen unterzeichnet. 
 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 25. Mai 2007, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
dänischer und deutscher Sprache. 
 
Für die Republik Österreich:  Für das Königreich Dänemark: 
  Dr. Martin SAJDIK m.p.        Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 

                                            
1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 126/1962 und 340/1968. 
2 Kundgemacht in BGBl. Nr. 20/1972. 
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PROTOKOLL 

 
 
Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und dem 
Königreich Dänemark abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass 
die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil dieses Abkommens bilden. 

 
 
1. Auslegung des Abkommens 

 
Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 

Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die 
im OECD-Kommentar dazu dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht 
hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 
 

a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster 
oder dessen Kommentar; 

 
b) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 

 
c) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer 

veröffentlichten Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten des Abkommens übermittelt worden ist; 

 
d) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-

Kraft-Treten des Abkommens geeinigt haben. 
 

Der OECD-Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine 
Auslegungshilfe im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge3 vom 
23. Mai 1969 dar. 
 

 
2. Zu Artikel 22 
 
Österreich kann auf Grund einer Verordnung gemäß Paragraph 48 der österreichischen 

Bundesabgabenordnung unter Berücksichtigung der Grundsätze des Artikels 23B des 
OECD-Musterabkommens in bestimmten Fällen die Anrechnungsmethode zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung anwenden, wenn die gegenseitige Anwendung der 
Anrechnungsmethode im öffentlichen Interesse Österreichs gelegen ist. Es besteht 

                                            
3 Kundgemacht in BGBl. Nr. 40/1980. 
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Einvernehmen, dass ein solcher Wechsel zur Anrechnungsmethode nur nach vorheriger 
Mitteilung an die zuständige Behörde des Königreichs Dänemark erfolgen wird.  

 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet. 
 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 25. Mai 2007, in zweifacher Ausfertigung, in dänischer 
und deutscher Sprache. 

 
Für die Republik Österreich: Für das Königreich Dänemark: 
  Dr. Martin SAJDIK m.p.        Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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 O V E R E N S K O M S T 
 MELLEM 
 REPUBLIKKEN ØSTRIG OG  

KONGERIGET DANMARK 
VEDRØRENDE SKATTER AF INDKOMST OG FORMUE 

 
 
Republikken Østrig og Kongeriget Danmark, der ønsker at afslutte en overenskomst 
vedrørende skatter af indkomst og formue,  
 
er blevet enige om følgende: 
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 Artikel 1 
 
 DE AF OVERENSKOMSTEN OMFATTEDE PERSONER 
 

Denne overenskomst skal finde anvendelse på personer, der er hjemmehørende i en 
af eller begge de kontraherende stater. 
 
 
 Artikel 2 
 
 DE AF OVERENSKOMSTEN OMFATTEDE SKATTER 
  
  1. Denne overenskomst skal finde anvendelse på indkomst- og formueskatter, der pålignes 
på vegne af en kontraherende stat eller af dens politiske underafdelinger eller lokale 
myndigheder uden hensyn til, hvorledes de opkræves. 
 
 2. Som indkomst- og formueskatter skal anses alle skatter, der pålignes hele indkomsten, 
hele formuen, eller dele af indkomsten eller formuen, herunder skatter af fortjeneste ved 
afhændelse af rørlig eller fast ejendom, skatter på det samlede beløb af gager eller lønninger 
udbetalt af foretagender, såvel som skatter på formueforøgelse. 
 
  3.  De gældende skatter, på hvilke overenskomsten skal finde anvendelse, er især: 
 

a) I Danmark: 
 

(1)   indkomstskatten til staten; 
(2)  den kommunale indkomstskat; 
(3)  den amtskommunale indkomstskat; 
(4)  skatter i henhold til kulbrinteskatteloven; 

 
b) I Østrig: 

 
(1)  indkomstskatten; 
(2)  selskabsskatten; 
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(3)  ejendomsskatten; 
(4)  afgiften af land- og skovbrugsvirksomheder; 
(5)  afgiften af grundværdien af ubebyggede grunde. 

 
  4.  Overenskomsten skal også finde anvendelse på skatter af samme eller væsentlig 
samme art, der efter datoen for overenskomstens undertegnelse pålignes som tillæg til, eller i 
stedet for de gældende skatter. De kontraherende staters kompetente myndigheder skal 
underrette hinanden om væsentlige ændringer, som er foretaget i deres respektive skattelove. 
 
 
 Artikel 3 
 
 ALMINDELIGE DEFINITIONER 
 
  1.  Medmindre andet fremgår af sammenhængen, har følgende udtryk i denne overens-
komst den nedenfor angivne betydning: 
 

a) udtrykkene "en kontraherende stat" og "den anden kontraherende stat" 
betyder Danmark eller Østrig, alt efter sammenhængen; 

 
b) udtrykket "Danmark" betyder Kongeriget Danmark, herunder ethvert 

område uden for Danmarks territorialfarvand, som i overensstemmelse med 
international ret og ifølge dansk lovgivning er eller senere måtte blive 
betegnet som et område, inden for hvilket Danmark kan udøve 
suverænitetsrettigheder med hensyn til efterforskning og udnyttelse af 
naturforekomster på havbunden eller i dens undergrund og de overliggende 
vande og med hensyn til anden virksomhed med henblik på efterforskning 
og økonomisk udnyttelse af området; udtrykket omfatter ikke Færøerne og 
Grønland; 

 
c) udtrykket "Østrig" betyder Republikken Østrig; 

 
d) udtrykket "person" omfatter en fysisk person, et selskab og enhver anden 

sammenslutning af personer; 
 

e) udtrykket "selskab" betyder enhver juridisk person eller enhver 
sammenslutning, der i skattemæssig henseende behandles som en juridisk 
person; 

 
f) udtrykkene "foretagende i en kontraherende stat" og "foretagende i den 

anden kontraherende stat" betyder henholdsvis et foretagende, som drives af 
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en person, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, og et foretagende, 
som drives af en person, der er hjemmehørende i den anden kontraherende 
stat; 

 
g) udtrykket "international trafik" betyder enhver transport med skib eller 

luftfartøj, der anvendes af et foretagende, hvis virkelige ledelse har sit sæde 
i en kontraherende stat, bortset fra tilfælde, hvor skibet eller luftfartøjet 
udelukkende anvendes mellem pladser i den anden kontraherende stat; 

 
h) udtrykket "kompetent myndighed" betyder: 

(i) I Danmark:  
skatteministeren eller hans befuldmægtigede stedfortræder; 

(ii) I Østrig:  
finansministeren eller hans befuldmægtigede stedfortræder; 

 
i) udtrykket "statsborger" betyder: 

(i) enhver fysisk person, der har indfødsret i en kontraherende stat; 
(ii) enhver juridisk person, ethvert interessentskab eller enhver forening, 

der består i kraft af den gældende lovgivning i en kontraherende stat. 
 
  2.  Ved en kontraherende stats anvendelse af overenskomsten til enhver tid skal ethvert 
udtryk, som ikke er defineret deri, medmindre andet følger af sammenhængen, tillægges den 
betydning, som det har på dette tidspunkt i denne stats lovgivning med henblik på de skatter, 
på hvilke overenskomsten finder anvendelse, idet enhver betydning i denne stats skattelove 
skal gå forud for den betydning, dette udtryk er tillagt i denne stats andre love. 
 
 
 
 Artikel 4 
 
 SKATTEMÆSSIGT HJEMSTED 
 
  1.  I denne overenskomst betyder udtrykket "en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat", enhver person som i henhold til lovgivningen i denne stat er skattepligtig 
der på grund af hjemsted, bopæl, ledelsens sæde eller ethvert andet kriterium af lignende 
karakter, og omfatter også denne stat og enhver dertil hørende politisk underafdeling eller 
lokal myndighed. Dette udtryk omfatter imidlertid ikke en person, som er skattepligtig i denne 
stat udelukkende af indkomst fra kilder i denne stat, eller formue, der befinder sig der. 
 
  2.  I tilfælde, hvor en fysisk person efter bestemmelserne i stykke 1 er hjemmehørende i 
begge de kontraherende stater, skal hans status bestemmes efter følgende regler: 
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a) han skal anses for kun at være hjemmehørende i den stat, hvor han har en 
fast bolig til sin rådighed;  hvis han har en fast bolig til sin rådighed i 
begge stater, skal han anses for at være hjemmehørende i den stat, med 
hvilken han har de stærkeste personlige og økonomiske forbindelser 
(midtpunkt for sine livsinteresser); 

 
b) hvis det ikke kan afgøres, i hvilken stat han har midtpunkt for sine livs-

interesser, eller hvis han ikke har en fast bolig til sin rådighed i nogen af 
staterne, skal han anses for kun at være hjemmehørende i den stat, hvor 
han sædvanligvis har ophold; 

 
c) hvis han sædvanligvis har ophold i begge stater, eller hvis han ikke har 

sådant ophold i nogen af dem, skal han anses for kun at være 
hjemmehørende i den stat, hvor han er statsborger; 

 
d) hvis han er statsborger i begge stater, eller hvis han ikke er statsborger i 

nogen af dem, skal de kontraherende staters kompetente myndigheder søge 
at afgøre spørgsmålet ved gensidig aftale. 

 
  3. I tilfælde, hvor en ikke-fysisk person efter bestemmelserne i stykke 1 er hjemmehørende 
i begge kontraherende stater, skal den anses for kun at være hjemmehørende i den stat, hvor 
dens virkelige ledelse har sit sæde. 
 
 Artikel 5 
 
 FAST DRIFTSSTED 
 
  1. I denne overenskomst betyder udtrykket "fast driftssted" et fast forretningssted, gennem 
hvilket et foretagendes virksomhed helt eller delvis udøves. 
 
  2.  Udtrykket "fast driftssted" omfatter navnlig: 
 

a) et sted, hvorfra et foretagende ledes; 
b) en filial; 
c) et kontor; 
d) en fabrik; 
e) et værksted; og 
f) en mine, en olie- eller gaskilde, et stenbrud eller ethvert andet sted, hvor 

naturforekomster udvindes. 
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  3.  En byggeplads eller et anlægs- eller monteringsarbejde udgør kun et fast driftssted, 
hvis det varer mere end 12 måneder. 
 
  4.  Uanset de foregående bestemmelser i denne artikel skal udtrykket "fast driftssted" 
anses for ikke at omfatte: 
 

a) anvendelsen af indretninger udelukkende med henblik på oplagring, 
udstilling eller udlevering af varer tilhørende foretagendet; 

 
b) opretholdelsen af et varelager tilhørende foretagendet udelukkende med 

henblik på oplagring, udstilling eller udlevering; 
 

c) opretholdelsen af et varelager tilhørende foretagendet udelukkende med 
henblik på forarbejdning hos et andet foretagende; 

 
d) opretholdelsen af et fast forretningssted udelukkende med henblik på at 

foretage indkøb af varer eller indsamle oplysninger for foretagendet; 
 

e) opretholdelsen af et fast forretningssted udelukkende med henblik på at 
udøve enhver anden virksomhed af forberedende eller hjælpende karakter 
for foretagendet; 

 
f) opretholdelsen af et fast forretningssted udelukkende for at udøve enhver 

kombination af de i litra a) - e) nævnte aktiviteter, forudsat at det faste 
forretningssteds samlede virksomhed, der er et resultat af denne 
kombination, er af forberedende eller hjælpende karakter.  

   
  5.  Uanset bestemmelserne i stykke 1 og 2, i tilfælde hvor en person - der ikke er en sådan 
uafhængig repræsentant, som omhandlet i stykke 6 - handler på et foretagendes vegne og har 
og sædvanligvis udøver i en kontraherende stat en fuldmagt til at indgå aftaler i foretagendets 
navn, skal dette foretagende anses for at have et fast driftssted i denne stat med hensyn til 
enhver virksomhed, som denne person påtager sig for foretagendet, medmindre denne persons 
virksomhed er begrænset til sådan virksomhed, som er nævnt i stykke 4, og som, hvis den var 
udøvet gennem et fast forretningssted, ikke ville gøre dette faste forretningssted til et fast 
driftssted i henhold til bestemmelserne i dette stykke. 
 
  6.  Et foretagende skal ikke anses for at have et fast driftssted i en kontraherende stat, blot 
fordi det driver erhvervsvirksomhed i denne stat gennem en mægler, kommissionær eller 
enhver anden uafhængig repræsentant, forudsat at sådanne personer handler inden for 
rammerne af deres sædvanlige erhvervsvirksomhed. 
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  7.  Den omstændighed, at et selskab, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, 
behersker eller beherskes af et selskab, der er hjemmehørende i den anden kontraherende stat, 
eller som driver erhvervsvirksomhed i denne anden stat (enten gennem et fast driftssted eller 
på anden måde), skal ikke i sig selv medføre, at det ene selskab anses for et fast driftssted for 
det andet. 
 
 
 
 Artikel 6 
 
 INDKOMST AF FAST EJENDOM 
 
  1. Indkomst, som en person, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, oppebærer af 
fast ejendom (herunder indkomst af land- eller skovbrug), der er beliggende i den anden 
kontraherende stat, kan beskattes i denne anden stat. 
 
  2. Udtrykket "fast ejendom" skal tillægges den betydning, som det har i lovgivningen i den 
kontraherende stat, hvor den pågældende ejendom er beliggende. Udtrykket skal i alle tilfælde 
omfatte tilbehør til fast ejendom, besætning og redskaber, der anvendes i land- og skovbrug, 
rettigheder på hvilke bestemmelserne i civilretten om fast ejendom finder anvendelse, 
brugsret til fast ejendom og retten til variable eller faste betalinger som vederlag for 
udnyttelsen af, eller retten til at udnytte, mineralforekomster, kilder og andre 
naturforekomster; skibe, både og luftfartøjer skal ikke anses for fast ejendom. 
 
  3.  Bestemmelserne i stykke 1 skal finde anvendelse på indkomst, der hidrører fra direkte 
brug, udleje eller benyttelse i enhver anden form af fast ejendom. 
 
  4.  Bestemmelserne i stykke 1 og 3 skal også finde anvendelse på indkomst af fast 
ejendom, der tilhører et foretagende, og på indkomst af fast ejendom, der anvendes ved 
udøvelsen af frit erhverv. 
 
 
 
 
 Artikel 7 
 
 FORTJENESTE VED ERHVERVSVIRKSOMHED 
 
  1.  Fortjeneste, som oppebæres af et foretagende i en kontraherende stat, kan kun beskat-
tes i denne stat, medmindre foretagendet driver erhvervsvirksomhed i den anden kontra-
herende stat gennem et der beliggende fast driftssted. Hvis foretagendet driver førnævnte 
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erhvervsvirksomhed, kan foretagendets fortjeneste beskattes i den anden stat, men kun den del 
deraf, som kan henføres til dette faste driftssted. 
 
  2.  Såfremt bestemmelserne i stykke 3 ikke medfører andet, skal der, i tilfælde, hvor et 
foretagende i en kontraherende stat driver erhvervsvirksomhed i den anden kontraherende stat 
gennem et der beliggende fast driftssted, i hver kontraherende stat til dette faste driftssted 
henføres den fortjeneste, som det kunne forventes at opnå, hvis det havde været et frit og 
uafhængigt foretagende, der var beskæftiget med den samme eller lignende virksomhed på de 
samme eller lignende vilkår, og som under fuldstændig frie forhold gjorde forretninger med 
det foretagende, hvis faste driftssted det er. 
 
  3.  Ved ansættelsen af et fast driftssteds fortjeneste skal det være tilladt at fradrage 
omkostninger, som er afholdt for det faste driftssted, herunder generalomkostninger afholdt til 
ledelse og administration, enten i den stat, hvor det faste driftssted er beliggende, eller 
andetsteds.  
 
  4.  Hvis det har været sædvane i en kontraherende stat at ansætte den fortjeneste, der kan 
henføres til et fast driftssted, på grundlag af en fordeling af foretagendets samlede fortjeneste 
mellem dets forskellige afdelinger, skal intet i stykke 2 udelukke denne kontraherende stat fra 
at ansætte den skattepligtige fortjeneste på grundlag af en sådan sædvanemæssig fordeling; 
den valgte fordelingsmetode skal imidlertid være sådan, at resultatet bliver i 
overensstemmelse med de principper, der er fastlagt i denne artikel. 
 
  5.  Ingen fortjeneste skal kunne henføres til et fast driftssted, blot fordi dette faste 
driftssted har foretaget indkøb af varer for foretagendet. 
 
  6.  Ved anvendelsen af de foregående stykker skal den fortjeneste, der henføres til det 
faste driftssted, ansættes efter samme metode år for år, medmindre der er god og fyldest-
gørende grund til at anvende en anden fremgangsmåde. 
 
  7.  I tilfælde, hvor fortjeneste omfatter indkomster, som er omhandlet særskilt i andre 
artikler i denne overenskomst, skal bestemmelserne i disse artikler ikke berøres af bestem-
melserne i denne artikel. 
 
  8.  Udtrykket “fortjeneste” som anvendt i denne artikel omfatter også fortjeneste erhvervet 
af enhver deltager fra deltagelse i et interessentskab, samt for Østrigs vedkommende også fra 
deltagelse i et stille interessentskab (Stille Gesellschaft) etableret under østrigsk lovgivning.  
 
 
 
 Artikel 8 
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SKIBSFART, TRANSPORT AD INDRE FARVANDE, LUFTFART OG 
CONTAINERE  

 
  1. Fortjeneste ved driften af skibe og luftfartøjer i international trafik kan kun beskattes i 
den kontraherende stat, hvor foretagendets virkelige ledelse har sit sæde. 
 
Denne fortjeneste omfatter tillige foretagendets indkomst fra brug, rådighedsstillelse eller 
udleje af containere (herunder anhængere, pramme og lignende udstyr til transport af 
containere), der anvendes til transport af varer i international trafik, såfremt denne indkomst 
udgør en del af fortjenesten omtalt i foregående sætning.  
      
  2.  Fortjeneste ved driften af både, der anvendes ved transport ad indre farvande, kan kun 
beskattes i den kontraherende stat, hvor foretagendets virkelige ledelse har sit sæde. 
 
  3.   Såfremt den virkelige ledelse for et foretagende, der driver skibsfartsvirksomhed, 
eller for et foretagende, der driver virksomhed med transport ad indre farvande, har sit sæde 
om bord på et skib eller en båd, skal ledelsen anses for at have sit sæde i den kontraherende 
stat, hvor skibet eller båden har sit hjemsted, eller såfremt et sådant ikke findes, i den 
kontraherende stat, hvor rederen er hjemmehørende.   
    
  4.  Bestemmelserne i stykke 1 skal også finde anvendelse på fortjeneste ved deltagelse i en 
pool, et forretningsfællesskab eller en international driftsorganisation. 
 
  5. Med hensyn til fortjeneste, som oppebæres af det danske, norske og svenske luft-
fartskonsortium Scandinavian Airlines System (SAS), skal bestemmelserne i stykke 1 og 4 
kun finde anvendelse på den del af fortjenesten, som svarer til den andel, der ejes i dette 
konsortium af SAS Danmark A/S, den danske partner i Scandinavian Airlines System (SAS). 
 
 
 
 
 

Artikel 9 
 
 FORBUNDNE FORETAGENDER 
 
  1. I tilfælde, hvor 
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a) et foretagende i en kontraherende stat direkte eller indirekte deltager i 

ledelsen af, kontrollen med eller kapitalen i et foretagende i den anden 
kontraherende stat, eller 

 
b) de samme personer direkte eller indirekte deltager i ledelsen af, kontrollen 

med eller kapitalen i såvel et foretagende i en kontraherende stat som et 
foretagende i den anden kontraherende stat, 

 
og der i noget af disse tilfælde mellem de to foretagender er aftalt eller fastsat vilkår 
vedrørende deres kommercielle eller finansielle forbindelser, der afviger fra de vilkår, som 
ville være blevet aftalt mellem uafhængige foretagender, kan enhver fortjeneste, som ville 
være tilfaldet et af disse foretagender, hvis disse vilkår ikke havde foreligget, men som på 
grund af disse vilkår ikke er tilfaldet dette, medregnes til dette foretagendes fortjeneste og 
beskattes i overensstemmelse hermed. 
  
  2.  I tilfælde, hvor en kontraherende stat til fortjenesten for et foretagende i denne stat 
medregner - og i overensstemmelse hermed beskatter - fortjeneste, som et foretagende i den 
anden kontraherende stat er blevet beskattet af i denne anden stat, og den således medregnede 
fortjeneste er fortjeneste, som ville være tilfaldet foretagendet i den førstnævnte stat, hvis 
vilkårene, der er aftalt mellem de to foretagender, havde været de samme, som ville have 
været aftalt mellem uafhængige foretagender, skal denne anden stat foretage en passende 
regulering af det skattebeløb, som er beregnet der af fortjenesten, såfremt denne anden stat 
anser reguleringen for berettiget. Ved fastsættelsen af sådan regulering skal der tages skyldigt 
hensyn til de øvrige bestemmelser i denne overenskomst, og de kontraherende staters 
kompetente myndigheder skal om nødvendigt rådføre sig med hinanden. 
 
 Artikel 10 
 
 UDBYTTE 
 
  1.  Udbytte, som udbetales af et selskab, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, til 
en person, der er hjemmehørende i den anden kontraherende stat, kan beskattes i denne anden 
stat. 
 
  2.  Sådant udbytte kan imidlertid også beskattes i den kontraherende stat, hvor det selskab, 
der udbetaler udbyttet, er hjemmehørende, og i henhold til lovgivningen i denne stat, men 
hvis den retmæssige ejer af udbyttet er hjemmehørende i den anden kontraherende stat, må 
den således pålignede skat ikke overstige: 
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a) 0 pct. af bruttobeløbet af udbyttet, hvis den retmæssige ejer er et selskab 

(bortset fra et interessentskab), der direkte ejer mindst 10 pct. af kapitalen i 
det selskab, som udbetaler udbyttet; 

     
b) 15 pct. af bruttobeløbet af udbyttet i alle andre tilfælde. 

 
Dette stykke skal ikke berøre adgangen til at beskatte selskabet af den fortjeneste, 

hvoraf udbyttet er udbetalt. 
 
  3.  Udtrykket "udbytte" betyder i denne artikel indkomst af aktier, ”jouissance”-aktier 
eller ”jouissance”-rettigheder, mineaktier, stifterandele eller andre rettigheder, der ikke er 
gældsfordringer, og som giver ret til andel i fortjeneste, samt indkomst af andre 
selskabsrettigheder, der er undergivet samme skattemæssige behandling som indkomst af 
aktier i henhold til lovgivningen i den stat, hvor det selskab, der foretager udlodningen, er 
hjemmehørende. 
 
  4.  Bestemmelserne i stykke 1 og 2 skal ikke finde anvendelse, hvis udbyttets retmæssige 
ejer, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, driver erhvervsvirksomhed i den anden 
kontraherende stat, hvor det udbyttebetalende selskab er hjemmehørende, gennem et der 
beliggende fast driftssted, eller udøver frit erhverv i denne anden stat fra et der beliggende fast 
sted, og den aktiebesiddelse, som ligger til grund for udbetalingen af udbyttet, har direkte 
forbindelse med et sådant fast driftssted eller fast sted. I så fald skal bestemmelserne i 
henholdsvis artikel 7 eller artikel 14 finde anvendelse. 
 
  5.  I tilfælde, hvor et selskab, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, oppebærer 
fortjeneste eller indkomst fra den anden kontraherende stat, må denne anden stat ikke påligne 
nogen skat på udbytte, som udbetales af selskabet, medmindre udbyttet udbetales til en person, 
der er hjemmehørende i denne anden stat, eller medmindre den aktiebesiddelse, som ligger til 
grund for udbetalingen af udbyttet, har direkte forbindelse med et fast driftssted eller et fast 
sted, der er beliggende i denne anden stat, eller undergive selskabets ikke-udloddede 
fortjeneste en skat på selskabets ikke-udloddede fortjeneste, selv om det udbetalte udbytte 
eller den ikke-udloddede fortjeneste helt eller delvis består af fortjeneste eller indkomst, der 
hidrører fra denne anden stat. 
 
 
 Artikel 11 
 
 RENTER 
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  1.  Renter, der hidrører fra en kontraherende stat og betales til en person, der er hjem-
mehørende i den anden kontraherende stat, kan, hvis denne person er den retmæssige ejer af 
renterne, kun beskattes i denne anden stat. 
 
  2.  Udtrykket "rente" betyder i denne artikel indkomst af gældsfordringer af enhver art, 
hvad enten de er sikret ved pant i fast ejendom eller ikke, og hvad enten de indeholder en ret 
til en andel i skyldnerens fortjeneste eller ikke, og især indkomst af statsgældsbeviser og 
indkomst af obligationer eller forskrivninger, herunder agiobeløb og gevinster, der knytter sig 
til sådanne gældsbeviser, obligationer eller forskrivninger. Straftillæg ved for sen betaling 
anses ikke for renter i relation til denne artikel.  
 
  3.  Bestemmelserne i stykke 1 skal ikke finde anvendelse, hvis renternes retmæssige ejer, 
der er hjemmehørende i en kontraherende stat, driver erhvervsvirksomhed i den anden 
kontraherende stat, hvorfra renten hidrører, gennem et der beliggende fast driftssted, eller 
udøver frit erhverv i denne anden stat fra et der beliggende fast sted, og den fordring, som 
ligger til grund for den betalte rente, har direkte forbindelse med et sådant fast driftssted eller 
fast sted. I så fald skal bestemmelserne i henholdsvis artikel 7 eller artikel 14 finde anvendelse. 
 
  4.  I tilfælde, hvor en særlig forbindelse mellem den, der betaler, og den retmæssige ejer, 
eller mellem disse og en tredje person, har bevirket, at renten, set i forhold til den gælds-
fordring for hvilken den er betalt, overstiger det beløb, som ville være blevet aftalt mellem 
betaleren og den retmæssige ejer, hvis en sådan forbindelse ikke havde foreligget, skal 
bestemmelserne i denne artikel kun finde anvendelse på det sidstnævnte beløb. I så fald skal 
det overskydende beløb kunne beskattes i overensstemmelse med lovgivningen i hver af de 
kontraherende stater under skyldig hensyntagen til de øvrige bestemmelser i denne 
overenskomst. 
 
 
 Artikel 12 
 
 ROYALTIES 
 
  1.  Royalties, der hidrører fra en kontraherende stat og betales til en person, der er 
hjemmehørende i den anden kontraherende stat, kan, hvis denne person er den retmæssige 
ejer af royaltybeløbet, kun beskattes i denne anden stat. 
 
  2.  Udtrykket "royalties" betyder i denne artikel betalinger af enhver art, der modtages 
som vederlag for anvendelsen af, eller retten til at anvende, enhver ophavsret til et litterært, 
kunstnerisk eller videnskabeligt arbejde, herunder spillefilm, ethvert patent, varemærke, 
mønster eller model, tegning, hemmelig formel eller fremstillingsmetode, eller for 
oplysninger om industriel, kommerciel eller videnskabelig erfaring. 
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  3.  Bestemmelserne i stykke 1 skal ikke finde anvendelse, hvis royaltybeløbets retmæssige 
ejer, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, driver erhvervsvirksomhed i den anden 
kontraherende stat, hvorfra royaltybeløbet hidrører, gennem et der beliggende fast driftssted, 
eller udøver frit erhverv i denne anden stat fra et der beliggende fast sted, og den rettighed 
eller det formuegode, som ligger til grund for de udbetalte royalties, har direkte forbindelse 
med et sådant fast driftssted eller fast sted. I så fald skal bestemmelserne i henholdsvis artikel 
7 eller artikel 14 finde anvendelse. 
 
  4.  I tilfælde, hvor en særlig forbindelse mellem den, der betaler, og den retmæssige ejer, 
eller mellem disse og en tredje person, har bevirket, at royaltybeløbet, set i forhold til den 
anvendelse, rettighed eller oplysning for hvilken det er betalt, overstiger det beløb, som ville 
være blevet aftalt mellem betaleren og den retmæssige ejer, hvis en sådan forbindelse ikke 
havde foreligget, skal bestemmelserne i denne artikel kun finde anvendelse på det sidstnævnte 
beløb. I så fald skal det overskydende beløb kunne beskattes i overensstemmelse med 
lovgivningen i hver af de kontraherende stater under skyldig hensyntagen til de øvrige 
bestemmelser i denne overenskomst. 
 
 
 
 Artikel 13 
 
 KAPITALGEVINSTER 
 
  1. Fortjeneste, som en person, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, erhverver ved 
afhændelse af fast ejendom, som omhandlet i artikel 6, og som er beliggende i den anden 
kontraherende stat, kan beskattes i denne anden stat. 
 
  2.  Fortjeneste ved afhændelse af rørlig ejendom, der udgør en del af erhvervsformuen i et 
fast driftssted, som et foretagende i en kontraherende stat har i den anden kontraherende stat, 
eller af rørlig ejendom, der hører til et fast sted, som en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, har til rådighed til udøvelse af frit erhverv i den anden kontraherende stat, 
herunder også fortjeneste ved afhændelse af et sådant fast driftssted (særskilt eller sammen 
med hele foretagendet), eller af et sådant fast sted, kan beskattes i denne anden stat. 
 
  3.  Fortjeneste ved afhændelse af skibe og luftfartøjer, der anvendes i international trafik, 
af både, der benyttes til transport ad indre farvande, eller af rørlig formue, som hører til 
driften af sådanne skibe, luftfartøjer eller både, kan kun beskattes i den kontraherende stat, 
hvor foretagendets virkelige ledelse har sit sæde.   
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  4.  Fortjeneste ved afhændelse af alle andre aktiver end de i stykke 1, 2 og 3 nævnte kan 
kun beskattes i den kontraherende stat, hvor afhænderen er hjemmehørende. 
 
  5.  Med hensyn til fortjeneste, som oppebæres af det danske, norske og svenske luft-
fartskonsortium Scandinavian Airlines System (SAS), skal bestemmelserne i stykke 3 kun 
finde anvendelse på den del af fortjenesten, som svarer til den andel, der ejes i dette 
konsortium af SAS Danmark A/S, den danske partner i Scandinavian Airlines System (SAS). 
 
 
 Artikel 14 
 
 FRIT ERHVERV 
 
  1.  Indkomst, der oppebæres af en person, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, 
ved frit erhverv eller ved anden virksomhed af selvstændig karakter, kan kun beskattes i 
denne stat, medmindre han har et fast sted, som til stadighed står til rådighed for ham i den 
anden kontraherende stat med henblik på udøvelse af hans virksomhed. Hvis han har et sådant 
fast sted, kan indkomsten beskattes i den anden stat, men kun den del deraf, som kan henføres 
til dette faste sted. 
 
  2.  Udtrykket "frit erhverv" omfatter især selvstændig videnskabelig, litterær, kunstnerisk, 
uddannelses- eller undervisningsmæssig virksomhed samt selvstændig virksomhed som læge, 
advokat, ingeniør, arkitekt, tandlæge og revisor. 
 
 
 Artikel 15 
 
 PERSONLIGT ARBEJDE I TJENESTEFORHOLD  
 
  1.  Såfremt bestemmelserne i artiklerne 16, 18 og 19 ikke medfører andet, kan gage, løn 
og andre lignende vederlag, som oppebæres af en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, for personligt arbejde, kun beskattes i denne stat, medmindre arbejdet er 
udført i den anden kontraherende stat. Er arbejdet udført der, kan det vederlag, som 
oppebæres herfor, beskattes i denne anden stat. 
 
  2.  Uanset bestemmelserne i stykke 1 kan vederlag, som oppebæres af en person, der er 
hjemmehørende i en kontraherende stat, for personligt arbejde udført i den anden kontra-
herende stat, kun beskattes i den førstnævnte stat, hvis: 
    

a) modtageren opholder sig i den anden stat i en eller flere perioder, der 
tilsammen ikke overstiger 183 dage i det pågældende skatteår, og 
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b) vederlaget betales af eller for en arbejdsgiver, der ikke er hjemmehørende i 
den anden stat, og 

 
c) vederlaget ikke påhviler af et fast driftssted eller et fast sted, som ar-

bejdsgiveren har i den anden stat. 
 
  3.  Uanset de foregående bestemmelser i denne artikel kan vederlag for personligt arbejde, 
som udføres om bord på et skib eller et luftfartøj, der anvendes i international trafik, eller om 
bord på en båd, der benyttes til transport ad indre farvande, beskattes i den kontraherende stat, 
hvor foretagendets virkelige ledelse har sit sæde. 
 
  4.  I tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Danmark, oppebærer vederlag for 
personligt arbejde, som udføres om bord på et luftfartøj, der anvendes i international trafik af 
konsortiet Scandinavian Airlines System (SAS), kan sådant vederlag kun beskattes i Danmark. 
 
  

Artikel 16 
 
 BESTYRELSESHONORARER   
 

Bestyrelseshonorarer og andre lignende vederlag, som oppebæres af en person, der 
er hjemmehørende i en kontraherende stat, i hans egenskab af medlem af bestyrelsen for et 
selskab, der er hjemmehørende i den anden kontraherende stat, kan beskattes i denne anden 
stat. 
 
 
 Artikel 17 
 
 KUNSTNERE OG SPORTSFOLK 
 
  1.  Uanset bestemmelserne i artiklerne 7, 14 og 15 kan indkomst, som oppebæres af en 
person, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, som optrædende kunstner, såsom 
teater-, film-, radio- eller fjernsynskunstner, eller musiker eller som sportsmand, ved hans 
personligt udøvede virksomhed som sådan i den anden kontraherende stat, beskattes i denne 
anden stat. 
 
  2.  I tilfælde hvor indkomst ved personlig virksomhed, som udøves af optrædende kunst-
ner eller sportsmand i hans egenskab som sådan, ikke tilfalder kunstneren eller sportsmanden 
selv, men en anden person, kan denne indkomst, uanset bestemmelserne i artiklerne 7, 14 og 
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15, beskattes i den kontraherende stat, hvor kunstnerens eller sportsmandens virksomhed 
udøves. 
 
 
 
 Artikel 18 
 
 PENSIONER OG LIGNENDE BETALINGER 
 
  1.  Såfremt bestemmelserne i artikel 19, stykke 2, ikke medfører andet, kan pensioner, 
livrenter og andre lignende vederlag, der udbetales til en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, kun beskattes i denne stat. 
 
  2.  Uanset bestemmelserne i stykke 1 kan betalinger, som modtages af en fysisk person, 
der er hjemmehørende i en kontraherende stat, i henhold til sociallovgivningen i den anden 
kontraherende stat,  kun beskattes i denne anden stat. 
 
  3.  Hvad angår en fysisk person, der var hjemmehørende i en kontraherende stat, og som 
er blevet hjemmehørende i den anden kontraherende stat, skal bestemmelserne i stykke 1 ikke 
berøre den førstnævnte stats ret til i henhold til dens nationale lovgivning at beskatte 
pensioner, livrenter og andre lignende vederlag, der tilfalder en sådan fysisk person fra denne 
stat. 
 
  4.  Udtrykket "livrente" betyder en fastsat sum, der er periodisk betalbar til fastsatte 
tidspunkter, enten for livstid eller for et bestemt tidsrum eller et tidsrum, som lader sig 
bestemme, i henhold til en forpligtelse til at præstere disse betalinger mod rimeligt og fuldt 
vederlag i penge eller penges værdi. 
 
 
 Artikel 19 
 
 OFFENTLIGT HVERV 
 
  1. Løn, gage og andre lignende vederlag, undtagen pensioner, der udbetales af en kon-
traherende stat eller en politisk underafdeling eller en lokal myndighed heraf til en fysisk 
person for udførelse af hverv for denne stat eller underafdeling eller myndighed, kan kun 
beskattes i denne stat.     
 
  2. a) Enhver pension, som udbetales af en kontraherende stat eller en politisk 

underafdeling eller en lokal myndighed heraf, eller fra midler tilvejebragt 
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af disse, til en fysisk person for udførelse af hverv for denne stat eller 
underafdeling eller myndighed, kan kun beskattes i denne stat. 

   
   b) En sådan pension kan imidlertid kun beskattes i den anden kontraherende 

stat, hvis modtageren er hjemmehørende i og statsborger i denne stat. 
 
  3.  Bestemmelserne i denne artikels stykke 1 skal ligeledes finde anvendelse på vederlag, 
der betales til den østrigske handelsdelegerede og til personalet ved denne østrigske 
udenrigshandelsrepræsentation. 
  
  4.  Bestemmelserne i artiklerne 15, 16, 17 og 18 skal finde anvendelse på gage, løn og 
andre lignende vederlag, og på pensioner, der udbetales for udførelse af hverv i forbindelse 
med erhvervsvirksomhed, der drives af en kontraherende stat eller en politisk underafdeling 
eller en lokal myndighed heraf. 
 
 
 Artikel 20 
 
 STUDERENDE 
 

Beløb, som modtages med henblik på underhold, studium eller uddannelse af en 
studerende, praktikant eller lærling, der er eller som umiddelbart før han besøger en 
kontraherende stat var hjemmehørende i den anden kontraherende stat, og som opholder sig i 
den førstnævnte stat udelukkende i studie- eller uddannelsesøjemed, skal ikke beskattes i 
denne stat, under forudsætning af at sådanne beløb hidrører fra kilder uden for denne stat. 
 
 
 Artikel 21 
 
VIRKSOMHED I FORBINDELSE MED FORUNDERSØGELSER, EF-
TERFORSKNING ELLER UDVINDING AF KULBRINTER 
 
  1.  Uanset bestemmelserne i artiklerne 5 og 14 skal en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, og som udøver virksomhed i forbindelse med forundersøgelser, 
efterforskning eller udvinding af kulbrinter beliggende i den anden kontraherende stat, med 
hensyn til sådanne aktiviteter anses for at udøve virksomhed i denne anden stat gennem et der 
beliggende fast driftssted eller fast sted.  
 
  2.  Bestemmelserne i stykke 1 skal ikke finde anvendelse i tilfælde, hvor virksomheden 
udøves i en periode eller perioder, der tilsammen ikke overstiger 30 dage inden for enhver 12-
måneders periode. Ved anvendelsen af dette stykke skal imidlertid virksomhed, udøvet af et 
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foretagende, der er forbundet med et andet foretagende som omhandlet i artikel 9, anses som 
udøvet af det foretagende, med hvilket det er forbundet, hvis den pågældende virksomhed er 
væsentlig den samme som den, der udøves af det sidstnævnte foretagende. 
 

  3. Uanset bestemmelserne i stykke 1 og 2, skal boreplatform-virksomhed udøvet ud for 
kysten kun udgøre et fast driftssted, hvis virksomheden er udøvet i en periode eller perioder, 
der sammenlagt overstiger 365 dage inden for en 18-måneders periode. Ved anvendelsen af 
dette stykke skal imidlertid virksomhed, udøvet af et foretagende, der er forbundet med et 
andet foretagende som omhandlet i artikel 9, anses som udøvet af det foretagende, med 
hvilket det er forbundet, hvis den pågældende virksomhed er væsentlig den samme som den, 
der udøves af det sidstnævnte foretagende.  

  4. Uanset bestemmelserne i stykke 1 og 2, kan fortjeneste, der oppebæres af en person, der 
er hjemmehørende i en kontraherende stat, ved transport med skib eller luftfartøj af 
forsyninger eller mandskab til et sted, hvor der i den anden kontraherende stat drives 
virksomhed ud for kysten i forbindelse med forundersøgelser, efterforskning eller udvinding 
af kulbrinter, eller ved drift af bugserbåde og lignende fartøjer i forbindelse med sådan 
virksomhed, kun beskattes i den kontraherende stat, i hvilken foretagendets virkelige ledelse 
har sit sæde.  

  5. Gage, løn og andre lignende vederlag, som en fysisk person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, oppebærer for personligt arbejde i tjenesteforhold, som udføres om bord 
på et skib eller luftfartøj, som omhandlet i stykke 4, skal beskattes i overensstemmelse med 
artikel 15, stykke 3.  

  6. Uanset bestemmelserne i artikel 13, skal kapitalgevinst på boreplatforme anvendt i 
forbindelse med den i stykke 3 nævnte virksomhed, som anses for oppebåret af en person, der 
er hjemmehørende i en kontraherende stat, når boreplatform-virksomheden ophører med at 
være skattepligtig i den anden kontraherende stat, være fritaget for beskatning i denne anden 
stat. Ved anvendelsen af dette stykke betyder udtrykket »kapitalgevinst« det beløb, hvormed 
markedsværdien på tidspunktet for overførslen overstiger restværdien på dette tidspunkt 
forhøjet med enhver foretagen nedskrivning.  

 
 
 Artikel 22 
 
 ANDRE INDKOMSTER 
 
  1.  Indkomster, som oppebæres af en person, der er hjemmehørende i en kontraherende 
stat, og som ikke er behandlet i de foranstående artikler i denne overenskomst, kan, uanset 
hvorfra de hidrører, kun beskattes i denne stat. 
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  2.  Bestemmelserne i stykke 1 skal ikke finde anvendelse på indkomst, bortset fra ind-
komst af fast ejendom som defineret i artikel 6, stykke 2, hvis den i en kontraherende stat 
hjemmehørende modtager af sådan indkomst driver erhvervsvirksomhed i den anden 
kontraherende stat gennem et der beliggende fast driftssted eller udøver frit erhverv i denne 
anden stat fra et der beliggende fast sted, og den rettighed eller det formuegode, som ligger til 
grund for den udbetalte indkomst, har direkte forbindelse med et sådant fast driftssted eller 
fast sted. I så fald skal bestemmelserne i henholdsvis artikel 7 eller artikel 14 finde anvendelse. 
 
 
 

Artikel 23 
 

FORMUE 
 

  1.  Formue, bestående af fast ejendom, som omhandlet i artikel 6, som ejes af en person, 
der er hjemmehørende i en kontraherende stat, og som er beliggende i den anden kontra-
herende stat, kan beskattes i denne anden stat. 
 
  2.  Formue, bestående af rørlig ejendom, der udgør en del af erhvervsformuen i et fast 
driftssted, som et foretagende i en kontraherende stat har i den anden kontraherende stat, eller 
af rørlig ejendom, der hører til et fast sted, som en person, der er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, har til rådighed til udøvelse af frit erhverv i den anden kontraherende stat, 
kan beskattes i denne anden stat. 
 
  3.  Formue, bestående af skibe og luftfartøjer, der anvendes i international trafik, og af 
både, der benyttes til transport ad indre farvande, eller af rørlig ejendom, som er knyttet til 
driften af sådanne skibe, luftfartøjer og både, kan kun beskattes i den kontraherende stat, hvor 
foretagendets virkelige ledelse har sit sæde. 
 
  4.  Alle andre arter af formue, tilhørende en person, som er hjemmehørende i en 
kontraherende stat, kan kun beskattes i denne stat. 
 
 
 Artikel 24 
 
 OPHÆVELSE AF DOBBELTBESKATNING 
 

Dobbeltbeskatning skal undgås således: 
 
  1.  I Danmark: 
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a) I tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Danmark, oppebærer 

indkomst eller ejer formue, som efter denne overenskomst kan beskattes i 
Østrig, skal Danmark, medmindre bestemmelserne i litra c) medfører andet, 
indrømme 

 
i) fradrag i den pågældende persons indkomstskat med et beløb svarende til 
den indkomstskat, som er betalt i Østrig; 

       
ii) fradrag i den pågældende persons formueskat med et beløb svarende til 
den formueskat, som er betalt i Østrig; 

  
b) fradraget skal imidlertid ikke i noget tilfælde kunne overstige den del af 

indkomst- eller formueskatten, som beregnet inden fradraget er givet, der 
svarer til den indkomst eller den formue, som kan beskattes i Østrig; 

       
c) i tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Danmark, oppebærer 

indkomst eller ejer formue, som efter denne overenskomst kun kan 
beskattes i Østrig, kan Danmark medregne denne indkomst eller formue i 
beskatningsgrundlaget, men skal i indkomst- eller formueskatten fradrage 
den del af indkomst- eller formueskatten, som kan henføres til indkomst, 
der hidrører fra, eller formue ejet i, Østrig.   

 
 
  2.  I Østrig: 
 

a) I tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Østrig, oppebærer 
indkomst eller ejer formue, der efter  denne overenskomst kan beskattes i 
Danmark, skal Østrig, med mindre bestemmelserne i litra b), c) og d) 
medfører andet, fritage sådan indkomst eller formue fra beskatning;  

 
b) i tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Østrig, oppebærer 

indkomst, som efter artikel 10 kan beskattes i Danmark, skal Østrig 
indrømme fradrag i den pågældende persons indkomstskat med et beløb 
svarende til den skat, der er betalt i Danmark. Sådant fradrag skal imid-
lertid ikke overstige den del af skatten, som beregnet inden fradraget er 
givet, som svarer til sådanne indkomster oppebåret fra Danmark;    

 
c) i tilfælde, hvor en person, der er hjemmehørende i Østrig, oppebærer 

indkomst eller ejer formue, der efter denne overenskomst er fritaget fra 
beskatning i Østrig, kan Østrig ikke desto mindre ved skatteberegningen af 
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den pågældende persons øvrige indkomst og formue tage hensyn til den 
indkomst eller formue, der er fritaget fra skat;   

 
d) indkomst, som oppebæres af en person, der er hjemmehørende i Østrig, og 

som Østrig anser for indkomst, der ifølge denne overenskomst skulle 
beskattes i Danmark, kan ikke desto mindre beskattes i Østrig, såfremt 
Danmark efter gennemførelsen af en gensidig aftaleprocedure ifølge denne 
overenskomst fritager denne indkomst fra beskatning.    

 
 

Artikel 25 
 

IKKE-DISKRIMINERING 
 

  1.  Statsborgere i en kontraherende stat skal ikke i den anden kontraherende stat kunne 
undergives nogen beskatning eller dermed forbundne krav, som er anderledes eller mere 
byrdefulde end den beskatning og dermed forbundne krav, som statsborgere i denne anden 
stat under samme forhold, særligt med hensyn til skattemæssigt hjemsted, er eller måtte blive 
undergivet. Uanset bestemmelserne i artikel 1 skal denne bestemmelse også finde anvendelse 
på personer, der ikke er hjemmehørende i en af eller begge de kontraherende stater. 
 
  2.  Statsløse personer, der er hjemmehørende i en kontraherende stat, skal ikke i nogen af 
de kontraherende stater kunne undergives nogen beskatning eller dermed forbundne krav, som 
er anderledes eller mere byrdefulde end den beskatning og dermed forbundne krav, som 
statsborgere i den pågældende stat under samme forhold er eller måtte blive undergivet. 
 
  3.  Beskatningen af et fast driftssted, som et foretagende i en kontraherende stat har i den 
anden kontraherende stat, må ikke være mindre fordelagtig i denne anden stat end beskat-
ningen af foretagender i denne anden stat, der driver samme virksomhed. Denne bestemmelse 
skal ikke kunne fortolkes som forpligtende en kontraherende stat til at indrømme personer, 
der er hjemmehørende i den anden kontraherende stat, de personlige skattemæssige 
begunstigelser, lempelser og nedsættelser, som den som følge af ægteskabelig stilling eller 
forsørgerpligt over for familie indrømmer personer, der er hjemmehørende inden for dens eget 
område. 
 
  4.  Medmindre bestemmelserne i artikel 9, stykke 1, artikel 11, stykke 4, eller artikel 12, 
stykke 4, finder anvendelse, skal renter, royalties og andre udbetalinger, der betales af et 
foretagende i en kontraherende stat til en person, der er hjemmehørende i den anden 
kontraherende stat, kunne fratrækkes ved opgørelsen af et sådant foretagendes skattepligtige 
indkomst under samme betingelser, som hvis de var blevet betalt til en person, der er 
hjemmehørende i den førstnævnte stat. På samme måde skal enhver gæld, som et foretagende 
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i en kontraherende stat har til en person, der er  hjemmehørende i den anden kontraherende 
stat, kunne fratrækkes ved opgørelsen af et sådant foretagendes skattepligtige formue under 
samme betingelser, som hvis gælden var blevet stiftet over for en person, der er hjemme-
hørende i den førstnævnte stat.   
 
  5.  Foretagender i en kontraherende stat, hvis kapital helt eller delvis ejes eller kontrolleres, 
direkte eller indirekte, af en eller flere personer, der er hjemmehørende i den anden 
kontraherende stat, skal ikke i den førstnævnte stat kunne undergives nogen beskatning eller 
dermed forbundne krav, som er anderledes eller mere byrdefulde end den beskatning og 
dermed forbundne krav, som andre tilsvarende foretagender i den førstnævnte stat er eller 
måtte blive undergivet. 
 
  6.  Uanset bestemmelserne i artikel 2 skal bestemmelserne i denne artikel finde anvendel-
se på skatter af enhver art og betegnelse. 
 
 Artikel 26 
 

FREMGANGSMÅDEN VED INDGÅELSE AF GENSIDIGE AFTALER 
 
 

  1.  I tilfælde, hvor en person mener, at foranstaltninger truffet af en af eller begge de 
kontraherende stater, for ham medfører eller vil medføre en beskatning, som ikke er i 
overensstemmelse med bestemmelserne i denne overenskomst, kan han, uanset hvilke 
retsmidler der måtte være fastsat i disse staters interne lovgivning, indbringe sin sag for den 
kompetente myndighed i den kontraherende stat, hvor han er hjemmehørende eller, hvis hans 
sag er omfattet af artikel 25, stykke 1, for den kompetente myndighed i den kontraherende stat, 
hvor han er statsborger. Sagen skal indbringes inden tre år fra den dag, hvor der er givet ham 
den første underretning om den foranstaltning, der medfører en beskatning, som ikke er i 
overensstemmelse med bestemmelserne i overenskomsten. 
 
  2.  Den kompetente myndighed skal, hvis indsigelsen forekommer den at være berettiget, 
og hvis den ikke selv kan nå frem til en rimelig løsning, søge at løse sagen ved gensidig aftale 
med den kompetente myndighed i den anden kontraherende stat med henblik på at undgå en 
beskatning, der ikke er i overensstemmelse med overenskomsten. Enhver indgået aftale skal 
gennemføres uden hensyn til, hvilke frister der er fastsat i de kontraherende staters interne 
lovgivning. 
 
  3.  De kontraherende staters kompetente myndigheder skal søge ved gensidig aftale at løse 
vanskeligheder eller tvivlsspørgsmål, der måtte opstå med hensyn til fortolkningen eller 
anvendelsen af overenskomsten. De kan også forhandle om undgåelse af dobbeltbeskatning i 
tilfælde, som ikke er omhandlet i overenskomsten. 
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  4.  De kontraherende staters kompetente myndigheder kan træde i direkte forbindelse med 
hinanden, herunder gennem en fælles kommission, der består af dem selv eller deres repræ-
sentanter, med henblik på indgåelse af en aftale i overensstemmelse med de forudgående 
stykker.  
 
 
 Artikel 27 
 
 UDVEKSLING AF OPLYSNINGER 
 
  1.  De kontraherende staters kompetente myndigheder skal udveksle sådanne oplysninger, 
som er nødvendige for at gennemføre bestemmelserne i denne overenskomst eller i de 
kontraherende staters interne lovgivning vedrørende skatter, der omfattes af overenskomsten, 
i det omfang denne beskatning ikke strider mod overenskomsten. Udvekslingen af 
oplysninger er ikke begrænset af artikel 1. Alle oplysninger, der modtages af en kontra-
herende stat, skal behandles som hemmelige på samme måde som oplysninger, der er opnået i 
henhold til denne stats interne lovgivning og må kun meddeles til personer eller myndigheder 
(herunder domstole og forvaltningsmyndigheder), der er beskæftiget med ligning, opkrævning, 
inddrivelse, retsforfølgning med hensyn til, eller klageafgørelser i forbindelse med de skatter, 
der er omfattet af overenskomsten. Sådanne personer eller myndigheder må kun benytte 
oplysningerne til de nævnte formål. De kan meddele oplysningerne under offentlige 
retshandlinger eller i retsafgørelser. 
   
  2.  Bestemmelserne i stykke 1 skal i intet tilfælde kunne fortolkes således, at der pålægges 
en kontraherende stat en pligt til: 
 

a) at udføre forvaltningsakter, der strider mod denne eller den anden kon-
traherende stats lovgivning og forvaltningspraksis; 

 
b) at meddele oplysninger, som ikke kan opnås i henhold til denne eller den 

anden kontraherende stats lovgivning eller normale forvaltningspraksis; 
 

c) at meddele oplysninger, som ville røbe nogen erhvervsmæssig, forret-
ningsmæssig, industriel, kommerciel eller faglig hemmelighed eller 
fremstillingsmetode, eller oplysninger, hvis offentliggørelse ville stride 
mod almene interesser (ordre public). 

 
 
 Artikel 28 
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MEDLEMMER AF DIPLOMATISKE REPRÆSENTATIONER OG KONSULÆRE 

EMBEDER 
 

Intet i denne overenskomst skal berøre de skattemæssige begunstigelser, som 
medlemmer af diplomatiske repræsentationer eller konsulære embeder nyder i henhold til 
folkerettens almindelige regler eller særlige aftaler. 
 
 
 Artikel 29  
 
 TERRITORIAL UDVIDELSE 
 
  1.  Denne overenskomst kan enten i sin helhed eller med de fornødne ændringer udvides 
til enhver del af Danmarks område, som udtrykkeligt er holdt uden for denne overenskomsts 
anvendelse, eller til enhver stat eller ethvert område, for hvis internationale forbindelser 
Danmark er ansvarlig, og som påligner skatter af væsentlig samme art som de skatter, på 
hvilke overenskomsten finder anvendelse.  Enhver sådan udvidelse skal have virkning fra 
det tidspunkt og være undergivet sådanne ændringer og betingelser, herunder betingelser 
vedrørende opsigelse, som måtte blive fastsat og aftalt mellem de kontraherende stater i noter, 
der skal udveksles ad diplomatisk vej, eller på enhver anden måde, der er i overensstemmelse 
med deres forfatningsmæssige regler. 
 
  2.  Medmindre de kontraherende stater har aftalt andet, skal opsigelsen af overenskomsten 
af en af dem i henhold til artikel 31, på den måde som er angivet i nævnte artikel, også bringe 
anvendelsen af overenskomsten til ophør på enhver del af Danmarks område, eller på enhver 
stat eller ethvert område, til hvilken den er blevet udvidet i henhold til denne artikel.  
 
 
 Artikel 30 
 
 IKRAFTTRÆDEN 
 
  1.  De kontraherende staters regeringer skal give hinanden underretning om, at de forfat-
ningsmæssige betingelser for overenskomstens ikrafttræden er opfyldt. 
 
  2.  Overenskomsten skal træde i kraft på datoen for den sidste af de i stykke 1 omhandlede 
underretninger, og dens bestemmelser skal have virkning for så vidt angår skatter for det 
skatteår, som følger umiddelbart efter det år, i hvilket overenskomsten træder i kraft, og 
følgende skatteår. 
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  3.  Bestemmelserne i artikel 18, stykke 3, finder ikke anvendelse for en person, der blev 
hjemmehørende i den anden kontraherende stat, som fastsat i den nævnte bestemmelse og 
som modtog pension, livrente eller lignende vederlag som fastsat i den nævnte bestemmelse 
inden denne overenskomsts ikrafttræden. 
 
  4.  Overenskomsten mellem Kongeriget Danmark og Republikken Østrig til undgåelse af 
dobbeltbeskatning vedrørende skatter af indkomst og formue underskrevet i Wien den 23. 
oktober 1961, som ændret ved Protokollen underskrevet i Wien den 29. oktober 1970, skal 
ophøre med at have virkning fra den dato, på hvilken denne overenskomst får virkning i 
overensstemmelse med denne artikels stykke 2 og 3.   
 
 
 Artikel 31 
 
 OPSIGELSE 
 

Denne overenskomst skal forblive i kraft indtil den opsiges af en kontraherende stat. 
Hver af de kontraherende stater kan opsige overenskomsten ved ad diplomatisk vej at give 
skriftlig meddelelse om opsigelsen mindst 6 måneder før udløbet af ethvert kalenderår, der 
følger efter et tidsrum på 5 år fra det år, hvor overenskomsten træder i kraft. I så fald skal 
overenskomsten ophøre med at have virkning for så vidt angår skatter for det skatteår, som 
følger umiddelbart efter det år, i hvilket meddelelsen om opsigelsen er givet, og følgende 
skatteår. 
 
 
 
 
 
 
 

TIL BEKRÆFTELSE HERAF har de undertegnede, dertil behørigt befuldmægtige-
de af deres respektive regeringer, underskrevet denne overenskomst. 
 
 
Udfærdiget i to eksemplarer Wien, den 25. maj 2007, på dansk og tysk. 
 
   
For Republikken Østrig:   For Kongeriget Danmark: 
 
Dr. Martin Sajdik m.p.    Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p. 
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     PROTOKOL 

 
Ved underskrivelsen i dag af Overenskomsten mellem Republikken Østrig og Kongeriget 
Danmark vedrørende skatter på indkomst og formue er undertegnede enige om, at de 
følgende bestemmelser skal udgøre en integreret del af overenskomsten. 
 
1. Fortolkning af overenskomsten 

 
Der er enighed om, at bestemmelserne i overenskomsten, der er udformet i 
overensstemmelse med de tilsvarende bestemmelser i OECD-modeloverenskomst 
vedrørende skatter på indkomst og formue, almindeligvis skal forventes at have samme 
betydning som udtrykt i OECD-bemærkningerne dertil. Enigheden i den foregående sætning 
skal dog ikke gælde med hensyn til følgende: 
 

a. ethvert forbehold eller enhver observation til OECD-modellen eller dens 
bemærkninger, som en af de to kontraherende stater har taget; 

b. enhver modsat fortolkning i denne Protokol; 
c. enhver modsat fortolkning i en offentliggjort forklaring fra en af de 

kontraherende stater, der er givet til den kompetente myndighed i den anden 
kontraherende stat før overenskomstens ikrafttræden; 

d. enhver modsat fortolkning, som der er opnået enighed om mellem de kompetente 
myndigheder efter overenskomstens ikrafttræden. 

 
OECD-bemærkningerne, som de må blive ændret fra tid til anden, udgør en kilde til 
fortolkning, som omhandlet i Wien konventionen af 23. maj 1969 om traktatret. 
 
2. Med henvisning til artikel 22 

 
Ved en bekendtgørelse med hjemmel i paragraf 48 i den østrigske Bundesabgabenordnung 
kan Østrig anvende credit metoden til ophævelse af dobbeltbeskatning i særlige sager med 
skyldig hensyntagen til principperne som fastlagt i artikel 23 B i OECD-
modeloverenskomsten vedrørende skatter, hvis gensidig anvendelse af credit metoden skulle 
være i offentlig interesse for Østrig. Der er enighed om, at et sådant skift til credit metoden 
kun kan ske efter forudgående underretning til den kompetente myndighed i Kongeriget 
Danmark.   
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TIL BEKRÆFTELSE HERAF har de undertegnede, dertil behørigt befuldmægtige-
de af deres respektive regeringer, underskrevet denne overenskomst. 
 
 
Udfærdiget i to eksemplarer i Wien, den 25. maj 2007, på dansk og tysk. 
 
 
 
 
For Republikken Østrig:   For Kongeriget Danmark: 
 
 
Dr. Martin Sajdik m.p.    Hugo ØSTERGAARD-ANDERSEN m.p.
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